
38, RheinischerProuinziallandtag, 2. Sitzung am 28. Mai 1894.

Ich möchte nun, ehe ich die Sitzung schließe, die Herren darauf aufmerksam machen,
daß sie die Güte haben, an ihrem Sitz ihre Karte zu befestigen, damit nämlich das Bureau
die Eiugäuge für die einzelnenMitglieder auf den betreffendenPlatz legen kann.

Weiteres liegt für die heutige Sitzung nicht vor. Ich schließe dieselbe.

Schluß der Sitzung 1 Uhr 5 Minuten.

Zweite Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf, am Montag den 28. Mai 1894.

Beginn: 12 Uhr Vormittags.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltnng für das Etatsjahr

1892/93. Berichterstatterdes Provinzialausschusses:Beigeordneter Dietze.
3 Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffcudVerlängerung der Geltungsdauer der

Etats der Nhcinifchcn Prouinzial-Feuer-Societät, der Inualiditäts- und Altersversichernngsanstalt
Nheinprovinz und der RheinischenlandwirthschaftlichenBerufsgenossenschaftsowie des Haupt-
Etats der Provinzialverwaltung. Berichterstatter des Provinzialausschusses: Landesdirektor
Dr. Klein.

4. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die anderweite Regelung der Unter¬
stützung des Gemeinde- und Kreis-Wegebaues in der Nheinprovinz. Berichterstatter des
Provinzialausschusses:LandesdircktorDr. Klein.

5. Bericht uud Anträge des Provinzialausschusses,betreffend die zur Förderung von Klcinbahn-
unternehmungcn getroffenen und noch zu treffenden Maßnahmen. Berichterstatterdes Provinzial¬
ausschusses:LandesdirektorDr. Klein.

6. Verkeilung der Vcrhandluugsgegenständean die Fachcommissionen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll führt
heute zu meiner Rechten Herr Schriftführer AbgeordneterMöllenhoff, die Rednerliste zu meiner
LinkeilHerr Schriftführer AbgeordneterFreiherr von Cocls,

Das Protokoll der vorigen Sitzung liegt auf dein Bureau zur Einsicht der Herren offen.
Sowohl für die heutige Sitzung wie für die Dauer der ganzen Session hat sich entschuldigtHerr
AbgeordneterFritzen, der nach überstandener schwerer Krankheit ein Bad zu besuchen hat. Für
die heutige Sitzung hat sich wegen Unwohlseins entschuldigtHerr AbgeordneterBünniger.

Der Herr Oberpräsident theilt mit, daß er den Herrn Regierungsrath Dr. zur Nedden als
seinen Commissarius zu den Sitzungen des Provinziallandtags und der von demselben zur Vor¬
bereitung seiner Beschlüsse gewählten Commissionenanzumeldenhabe.
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Ich habe folgende Eingänge mitzutheilen:
1. Der Kreisausschuß des LandkreisesEssen stellt den Antrag, darauf hinzuwirken,daß

der Provinziallandtag au die KöniglicheStaatsregierung das dringende Ersuchenrichte, anzuordnen,
daß den Gemeinden Duplikate der Kataster-Dokumenteund Karten, sowie Ausfertignugcn der
jährlicheu Veränderungen znm eigenen Gebrauch unentgeltlich überwiesenwerden.

2. Die Rheinischen Stahlwerke zu Meidcrich-Nuhrortund 15 Aktiengesellschaften, Kölnische
Maschiuenbau-Aktieugcsellschaft und 11 Aktiengesellschaften fowie das Düsseldorfer Nöhreu- und
Eiscnwalzwerkund 5 Aktiengesellschaften bitten um Befürwortung des Antrages bei der König!.
Staatsregierung, daß in der Nheinvroviuz, wie dies in allen anderen Provinzen des Staates
der Fall ist, auch den juristischen Personen, Aktiengesellschaften «, das Recht der Theilnahme au
deu Gemeinderathswahlenbeigelegtwerde,

3. Der Provinziallandtags-Abgeordnete Instizrath Rcussel zu Meisenheim stellt den
Antrag, der Provinziallandtag wolle bei dem Königlichen Staatsministerium beantragen, dem Bundes¬
rathe und dem Reichstage eine Gesetzesvorlagezu unterbreiten, wodurch ein Zoll von 10 M.
für 100 1iA Quebrachoholzeingeführt wird.

4. Die LokalabtheilungMerzig des lcmdwirthschaftlichen Vereins für Nheinpreußen bittet
um einen jährlichen Zufchuß von 1000 M. zu ihrer Sticraufzuchtstatiou,

5. Die Lokalllbtheilung Rces des landwirthschaftlichenVereins bittet um Errichtung
einer landwirthschaftlichenWinterschulezu Haldcrn im Kreise Nees.

6. Die Polizeidienerder Landgemeinden des Kreises Kempeu bitten um Befürwortung des Er¬
lasses eines Gesetzes, durch welches den Polizeibeamtender Nheinvrovinzdie Pensionsberechtigungnach
den bei den unmittelbaren Staatsbeamten in Anwendung kommendenGrundsätzenverliehen wird,

?. Die Landgemeinde-Empfängerder Nheinvrovinzbitten um Regelung ihrer Anstelluugs-
verhältnisseund Gewährung der Pensionsberechtigungund Hinterbliebenen-Fürsorge.

8. Die Betriebsunternehmer an der Straße St. Iohann-Brebach-Fechingenbitten um
Erlaß der Vorausleistuugsbeträge bezw. auf Ausdehuung des Vorausleistungsgesetzesauf die
ehemaligenStaatsstraßen.

9. Die Lokalabtheilung Mcrzig des landwirthschaftlichenVereins für Nheinprcußen
bittet, diejenigen Geldmittel, die seither als Beihülfe zum Wegebau au die Gemeiuden gegeben
worden sind, in reicherem Maße den Kreisen als den geeigneten Trägern des Communal-
wcgebaues mit der Maßgabe zu überweisen, daß die Kreise Beträge in gleicher Höhe aufwenden.

Ich werde diefe Petitionen den betreffendenFachcommifsionen zuweisen. Theilweisesind
sie ja mit Gegenständenzu verbiudeu, die bereits zu unserer Tagesordnung stehen.

Se. Excellenz der Herr Oberpräsident übersenden die Verhandlungen über die in den
einzelnen Land- und Stadtkreisen der Provinz stattgehabten Wahlen der Provinziallandtags-
Abgcordnetcn,sowie einen Bericht des Landraths zu Saarlouis, nebst Anlagen, betreffend Ein¬
sprüche hinsichtlich der am 3, April von dem Kreistag des Kreises Saarlouis bewirktenWahl
von 2 Prouinziallandtags-Abgeordncten, und ferner einen Bericht des Landraths zu Waldbroel,
nebst Anlagen, betreffend Einsprüche hinsichtlich der am 9. April d. I. von dem Kreistag des
Kreises Waldbroel bewirktenWahl eines Provinziallandtags-Abgeordneten. Ich werde diese Ver-
hnndlungeu der Wahlprüfungs-Commifsionzuweise».

Der bisherige Abgeordnete des Provinziallandtags, Herr Oberbürgermeister Schüller,
legt fein Mandat als Mitglied der Commissiondes Provinziallandtags für das Kaiser Wilhelm-
Denkmal nieder.
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Der Kirchenvorstandzu Mertloch, Kreis Manen, bittet um Bewilligung eines Prouinzial-
zuschnffcszur Wiederherstellung der dortigen Pfarrkirche. Die Sache wird an die I. Fachcom-
mission zu verweisen sein, damit sie mit den Anträgen gegen unserenDispositionsfondsverbunden
werde. Ebenso bittet der Vorstand der evangelischenGemeinde zu Flammersfeld, Kreis Alten-
kirchcn, um Bewilligung eines Zuschusses zur Restauration der dortigen evangelischen Pfarrkirche.
Mit diefer Sache wird in gleicher Weise verfahren werden.

Sodann habe ich den geehrten Herren mitzutheilen, daß die Gesellschaft„Verein" hier
in Düsseldorf, ebenso wie in früheren Jahren, auch diesmal^dicMitglieder des Provinziallemdtags
zum Besucheder Gesellschaft für die Dauer der Tagung einladet.

Auf die gestrige Anzeige an Se. Durchlaucht den Fürsten zu Wied, inbetreff der hier
stattgehabten Präsidentenwahl hat Se. Durchlaucht mit einem Telegramm geantwortet, dessen
Wortlaut folgender ist:

„Mit innigstem Danke für das mir bewieseneVertrauen nehme ich die Wahl zum
Vorsitzenden dankend an. Vedaure lebhaft den Sitzungen nicht beiwohnen zu können".

Die Constituirung der Abtheilungen heute früh hat folgendes Resultat gehabt:

I. Abtheilung.
Vorsitzender:Dietze, stellvertretenderVorsitzender:Freiherr August von Hüvel, Schriftführer:

Freiherr von Scheibler, stellvertretender Schriftführer: Dr. von Sandt.

II. Abtheilung.
Vorsitzender: Fricoerichs, stellvertretender Vorsitzender: Beäer, Schriftführer: Wallraf,

stellvertretenderSchriftführer: Graf von Brühl.

III. Abtheilung.
Vorsitzender: Eisenlohr, stellvertretender Vorsitzender: de Greifs, Schriftführer: Brüning,

stellvertretenderSchriftführer: Merrem.

IV. Abtheilung.
Vorsitzender: Lindemann, stellvertretender Vorsitzender: von Kühlwetter, Schriftführer:

von Ehrenberg, stellvertretender Schriftführer: Safse.

V. Abtheilung.
Vorsitzender: Freiherr von Solemacher-Antweiler, stellvertretender Vorsitzender: von Bohlen,

Schriftführer: Richard Haldn, stellvertretenderSchriftführer: Guilleaume.

Die Abtheilungenhaben sodann die Commissionswahlenvorgenommen und die Commissionen
haben sich in folgender Art constituirt:

Wllhlprüfungs-Commission.
Vorsitzender: Courth, stellvertretender Vorsitzender:von Buhlen, Schriftführer: I)r. von Sandt,
stellvertretender Schriftführer: Spiritus, Mitglieder: Blank, von Noch, Albert Croo»,
Theodor Croou, Richard Haldn, Freiherr Clemens von Hövel, ^Hupertz, Klein,

Meufer, Peters, Dr. Wieland.
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Geschäftsordnungs-Commission.
Vorsitzender: Lindemann, stellvertretender Vorsitzender: uon Kühlwetter, Schriftführer:
Laeis, stellvertretender Schriftführer: von Hagen, Mitglieder: Barthels, Bönniger. Fischer,
Dr. Haine!, Heinrich Lucg, Oster, Ludw. Heinr. Noechling, Schmidt von Schwind,

Schneemann, Simons, von Wätjen.

I. Fachcommission
für Berathung der Angelegenheiten,welche von der I. Abtheilung der Centralverwaltnngsbehörde

ressortiren.
Vorsitzender: Becker, stellvertretender Vorsitzender: Dietze, Schriftführer: Heising, stellver¬
tretender Schriftführer: de Greifs, Mitglieder: Graf Beissel von Gymnich, Deströe,
Dingelstad, von Grand-Ny, Iörissen, Freiherr Felix von Loö, Michels, Quack,

von Nandow, Karl Nöchling, Freiherr von Solemacher-Äntweiler.

II. Fachcommission
für Berathung der Angelegenheiten,welche uon der II., III. und IV. Abtheilung der Central¬

verwaltnngsbehörderessortiren bezw. ihr aus der I. Abtheilung der Centralverwaltung
überwiesenwerden.

Vorsitzender:Friederichs, stellvertretenderVorsitzender:Conze, Schriftführer: Wallraf, stell¬
vertretender Schriftführer: Merrem, Mitglieder: Dick, Eisenlohr, Frings, Hcrrmann,
Lekebufch, Moritz, Freiherr von Plettenberg, Rofsis, Freiherr von Scheibler,

Wegeler, Freiherr von Wenge-Wulffen.

III. Fachkommission
für Berathung der Angelegenheiten,welche von der V. Abtheilung der Centmlverwaltungsbehörde

ressortiren.
Vorsitzender: Scheidt, stellvertretender Vorsitzender: Kattwinkel, Schriftführer: Graf von Vrühl,
stellvertretender Schriftführer: uon Breuning, Mitglieder: Freiherr von Ayx, Freiherr
von Coels, Freiherr von Diergardt, Hardt, Linz, Meufer, Mooren, Pflug, Nader-

macher, Sauerwein, Ioh. Math. Schmitz.

Ich werde Veranlassung nehmen, das Verzeichnis; sowohl der Abtheilungen, wie sie sich
mit ihren Vorsitzendenund stellvertretendenVorsitzenden:c. constituirt haben und ebenso das
Verzeichnis;der Commissionenmit den Namen der betreffendenMitglieder durch Druck den
Mitgliedern des Landtags zur Kenntniß zu bringen.

Es ist mir sodann vom Bureau das Verzeichnis; derjenigen unserer vormaligen
Kollegen zugegangen, die seit der letzten Session mit Tod abgegangen sind. Es sind dies
Herr Peter Busch, Commerzienrath in Hochneukirch,Herr Karl Eich, Bürgermeister und
Gutsbesitzer in Bödingen, Herr Dr. ^ur. Abraham Frowein, Fabrikant und Kaufmann
w Elberfcld, Herr Hugo Haniel, Geheimer Commerzienrathin Ruhrort, Herr Robert Koch,
Stadtverordneter in Barmen, Herr Edmund Neu, Gutsbesitzerin Cambach.

Ich ersucheSie, sich zum ehrenden Andenken an die verstorbenenKollegen von Ihren
sitzen zu erheben. (Geschieht.)
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Wir treten nunmehr in die Tagesordnung eiu. Erster Gegenstand derselben ist:
Der Bericht des Prouinzialausschusses über die Ergebnisse der Pro-
vinzialverwaltung für das Etatsjahr 1892/93.

Referent ist Herr Abgeordneter Dietze, dem ich das Wort ertheile.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Nach §. 102 der Provinzialordnung soll Ihnen

beim Zusammentreten des Landtages ein Bericht erstattet werden über die Verwaltung der
Angelegenheitendes Prouinzialvcrbandes. Dieser umfaßt für diesen Landtag nur die Zeit vom
1. April 1892 bis 31. März 1893, alfo nur ein Jahr, während das folgende Jahr Ihnen
noch nicht vorgelegt werden kann, weil der Finalabschluß noch nicht erfolgt ist.

Es ist Ihnen über das Jahr 1892/93 ein vollständiger Bericht gedrucktzugegangen,
und da ich annehmen darf, daß derselbe Ihre Prüfung nach jeder Richtung hin bereits gefunden
hat, kann ich mich in meinem Berichte, den ich an Sie namens des Prouinzialausschussesjetzt
zu erstatten habe, auf das allerkürzeste Maß befchränkcn. Ich bin nichtsdestowenigerselbstverständlich
gern bereit zu jeder einzelnen Frage die nöthige Aufklärung zu geben.

I. Abtheilung.
^. 1. Angelegenheiten des Prouinziallandtages.
Hinsichtlich der Beschlüsse des 37. Prouinziallandtages, soweit dieselbeneiner Aussühruug

Seitens des Proviuzialausschussesbedurften, ist das Nähere auf Seite 1—11 ausgeführt.
Die im Provinziallandtage mehrfach in Anregung gebrachte Regelung der Peusions-

uerhältnisscder Communalbeamten, insbesondereder Landgemeinden, hat bisher noch zu keinem
Resultat geführt; eine Entscheidungder Königlichen Staatsregierung ist bisher noch nicht er¬
gangen. (S. 5.)

^,. 2. Angelegenheiten des Prouinzialausschusses.
Die Personalveränderungen im Prouinzialausschuh sind auf Seite 11 des Näheren mit¬

getheilt.
Derselbe hat im Jahre 1892/93 in 11 Sitzungen von 15 Tagen 530 Geschäftsfachen

erledigt, (S. 12.) Ferner hat derselbe verschiedene Ersatzwahlen für den Provinzialrath und
die Bezirksausfchüsse,sowie die ihm nach H. 10 des Gewerbesteuergesctzes vom 24, Juni 1891 über¬
tragenen Wahlen für die Steuerausfchüsseder Gewerbesteuerklasse 1 vorgenommen. (S. 13/14.)

L. Angelegenheiten der Centralverwaltungsbehörde. (S, 14.)
Bei der Eentraluerwaltungsbehörde sind die Geschäftsstücke von 80 309 auf 87 110

gestiegen, haben sich also um 6801 vermehrt, und zwar sowohl in Folge des stetigenAnwachsens
der Geschäfte im Allgemeinenals auch durch die Vorarbeiten für die Ausführung des mit dem
1. April 1893 in Kraft getretenen Gesetzes über die außerordentlicheArmenlast und durch die Aus¬
führung der Gesetze über die Vorausleistungen für die Strahenunterhaltung und über die Kleiubahnen.

Wittwen- und Waisenkasse der Provinzialbeamten. (S. 20.)
Am Schlüssedes Rechnungsjahres 1892/93 gehörten der Wittwen- und Waisenkasse der

Provinzialbeamten 292 Beamte an, gegen 286 im Vorjahre.
L. Allgemeine Finanzverwaltung. (S. 24/25.)
Die allgemeine Finanzverwaltung bezw. der Haupt-Etat pro 1892/93 schloß mit eiuem

Vorschuß von 13 568 M. 51 Pf, ab, welcherauf das Jahr 1893/94 übernommen worden ist.
Dieser Vorschuh ist, abgesehen von Ersparnissen bei anderen Verwaltungszweigen, eine Folge
des stetigen Anwachsensder Landarmenkosten.
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Die Vertheilung der Provinzialumlage ist Seite 26—29 nachgewiesen.
Ueber die rentbar angelegten Beträge der einzelnen Fonds gibt die Nachweisung

Seite 30/31 nähere Auskunft.
v. und N. Angelegenheiten der Provinzial-Feuer-Societät und der Landes-

bank. (S. 32/42.)
Die Angelegenheiten der Provinzial-Feuer-Societät und der Landesbank nebst dem

Rheinischen Meliorationsfonds sind in den beiden besonderenBerichten der Herren Direktoren
(Seite 32 bezw. 36) näher erläutert. Das Vermögen der Feuer-Societät beträgt 5 800 000 M.
(Seite 35), die Bilanz der Landesbank beziffert sich auf 98 422 714 M. 52 Pf. (S. 42.)

?. 1. Landwirthschaftliche Angelegenheiten. (S. 43.)
Die Lllndwirthschaftsschulenzu Bitburg und Eleve waren von 191 bezw. 120 Schillern

besucht. Die Zahl der Schüler an den 21 landwirtschaftlichenWinterschulenstieg von 464 auf 559.
Für die landwirthschaftliche»Schulen und sonstige landwirthschaftlicheZwecke wurden

in 1892/93 im Ganzen 223 681 M. 69 Pf. verausgabt (S. 46) gegen 154 51? M. 40 Pf.
im Jahre 1891/92.

Ueber die Verwendung des jährlich aus dem Etatsfonds zum Zwecke der Hebung der
Viehzucht ausgesondertenKredite von 30 000 M. ist das Nähere auf Seite 48—50 ausgeführt. —
Aus dem Fonds für Meliorationen und Aufbesserung der wirthschaftlichenVerhältnisse in den
nothlcidenden Gebirgsgegenden der Provinz sind 97 060 M. 24 Pf. (S. 56) pro 1892/93
verausgabt worden und für 1893/94 Bewilligungen von im Ganzen 133 164 M. 34 Pf. in
Aussicht genommen. (S. 63.)

I'. 2. Provinzial-Weinbaufchule zu Trier. (S. 63.)
Die Eröffnung der Provinzial-Weinbaufchule zu Trier hat am 6. November 1893

stattgefunden.
?. 3. Rittergut Desdorf. (S. 64.)
Auf dem Nittergute Desdorf sind zur Zeit 6 Schüler der landwirthfchaftlichenWinter¬

schule zu Elsdorf untergebracht.
6. Kunst und Wissenschaft. (S. 65.)
Ueber die fpeziclle Thätigkeit der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier ist in den dcs-

fallsigcn Berichten der Direktoren Seite 65 bezw. 67 das Nähere ausgeführt. — Der Stand der
Angelegenheitendes Fonds zur Förderung von Kunst und Wissenschaft (S. 70), der Denkmälcr-
statistik (S. 72/73), Herstellung des geschichtlichenAtlas der Nheinprovinz (S. 73), monumentale
Ausführung der bei Gelegenheit des Kaiserfestes im September 1884 im Treppenhause des
Ständehauscs aufgestellt gewefenen Fignrengruppc(S. 74), Errichtung des Kaiser-Wilhelm-Denkmals
in der Rheinprovinz (S. 75), Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Ständcfonds) S. 77,
Verwendung der für gemeinnützige,zugleich die Interessen der Provinzial-Feuer-Societüt fördernde
Zwecke zur Verfügung des Provinzialausschussesstehenden Ueberschüsseder Provinzial-Feuer-Socictät
(S. 7?) und Hebung und Förderung der gewerblichen Thätigkeit (S. 80) sind in dem Berichte
auf das Eingehendstebehandelt.

II. Abtheilung.

H.. Angelegenheiten des Landarmenwesens. (S. 82.)
Die Kosten des Landarmenwesens haben in 1892/93 875 919 M. 05 Pf. betragen

und sind gegen das Vorjahr (796 682 M. 94 Pf,) um 79 236 M. 11 Pf. gestiegen. — An
2»
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Beihülfen für unvermögende Ortsarmenvcrbände wurden 15 511 M. bewilligt. — Die Zahl der
unterstütztenPersonen betrug 7274 gegen 6171 im Vorjahre, also mehr 1103.

L. Unterbringung verwahrloster Kinder. (S. 86.)
Im Jahre 1892/93 sind auf Grund des Gesetzes vom 13. März 1878 206 Kinder

zur Zwangserziehung überwiesen worden, 152 Zöglinge sind aus derselben ausgeschieden. (S. 93.)
Ende 1892/93 befanden sich 1190 Kinder — gegen 1135 im Vorjahre — in Zwangserziehung.

Die Kosten der Unterbringung der verwahrlosten Kiuder haben 200 743 M. 38 Pf-
betragen (S- 96), welche zu gleichen Theilen auf Staat und Provinz entfallen.

0. Polizeistrafgelderfonds. (S. 97/98.)
Aus den Einnahmen der Polizcistrafgeldcrfonds von 236 279 M. 36 Pf. wurden in

1892/93 an Armenverbände Zuschüsse für die Unterbringung von 5400 verlassenen und ver¬
waiste» Kindern im Betrage von 224154 M. 46 Pf. gezahlt.

I). Verwaltung des Langenfelderhofes. (S. 99.)
Ueber die Verwaltung des Langenfelderhofes für die Zeit vom 1. Juni 1892 bis

31. Mai 1893 ist das Nähere in dem Berichte (S. 99—106) ausgeführt.

III. Abtheilung.

1. Verwaltung der Prouinzialanstalten. (S. 107.)
Die Rechnungsabschlüsseder einzelnen Provinzialanstalten pro 1892/93 gleichen sich

mit Ausnahme des Landarmenhauses zu Trier, welches einen eisernen Bestand von 12 000 M.
behalten hat, in Einnahme und Ausgabe aus. (S. 108.)

Der allgemeine Baufonds hatte einen Bestand von 80404 M. 88 Pf., von welchem
80 000 M. bei der Landesbank rentbar angelegt waren. (S. 109.)

II. ^.. Bezüglich der Provinzial-Irrenanstalten ist auf S. 109—119 auf das Aus¬
führlichsteberichtet. Am Schlüsse des Rechnungsjahres befanden sich in den Provinzial-Irren¬
anstalten (S. 109) .................... 2502 Kranke,
in den Genossenschastsanstalten(S. 118) ............. 64 5^ ___^

zusammen 314? Kranke.
Die Gesammt-Einnahmen bezw. Ausgabenin sämmtlichen Provinzial-Irrenanstalten haben

betragen (S. 11?) 1 384159 M. 01 Pf., in den Genossenschastsanstalten (S. 119) 272 759 M. 06 Pf.
L. In den Provinzial-Taubstummenanstlllten (S. 119—125) betrug die Schüler¬

zahl 401, abgesehenvon 8 geistig schwachen Taubstummen, welche in der Idiotenanstalt zu Essen
untergebrachtwaren, und die Einnahmen bezw. Ausgaben 213175 M.

d In der Provinzial-Blindenanstalt zu Düreu (S. 126—131) waren am
Schlüsse des Rechnungsjahres 151 Blinde in der Unterrichtsanstalt und 17 in der Arbeiterab¬
theilung. Die Einnahmen bezw. Ausgaben haben 111209 M. 99 Pf. betragen.

1). In der Provinzial-Hcbammen-Lehranstalt zu Köln (S. 131—135) waren
in 1892/93 835 Schwangere, 706 Wöchnerinnenund 708 Kinder aufgenommen, es kamen 683
Geburten vor. Schülerinnen wurden 40 ausgebildet,

Seit 1. Juni 1892 wurde in der Anstalt eine Poliklinik eingerichtet,welche sich für die
Schülerinnen als äußerst vortheilhaft erwiesen hat.

L. Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler. (S. 136—148.)
Die Belegstärkederselbenbetrug in 1892/93 durchschnittlich 1145.
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I". Im Lllndarmenhause zu Trier (S. 148—151) wurden durchschnittlich 41? Per¬
sonen verpflegt.

tt. Bezüglich der Fürsorge für Epileptische (S. 152/153) ist hervorzuheben,daß
am Schlüsse des Berichtsjahres untergebracht waren in den Anstalten zu Aachen 142, Rath 104,
Vethel 233 und Trier 47, zusammen526 Epileptische.

II. Unterstützung milder Stiftungen, Nettuugs-, Idioten und anderer
Wohlthätigkeitsanstalten. (S. 153/154.)

An die beiden Anstalten zur Erziehung und Pflege katholischer idiotischer Kinder aus der
Rheinprovinz zu Esseu und für evangelische idiotische Kinder zu Hephata bei M.-Gladbachwurden
Zuschüsse von 13 000 M. bezw. 3000 M. gezahlt.

Die neu erbaute großartige Anstalt des Vereins zur Erziehung uud Pflege katholischer
idiotischerKinder zu Hnttrop bei Essen wurde am 1. April 1892 eröffnet.

IV. Abtheilung.

^.. Angelegenheiten der Rheinischen landwirthschaftlichen Berufsgenossen¬
schaft im Jahre 1892. (S. 155—165.)

Der Umfang der Geschäfte der Rheinischen landwirthschaftlichenBerufsgenossenschaft
hat sich, wie die Uebersicht (S. 161) nachweist,wahrend der Zeit ihres Bestehens enorm vermehrt.
Im Jahre 1892 wurden 1995 neue Unfälle (gegen 245 im Jahre 1888 und 1533 im Jahre
1891) angemeldet, von denen 144? (gegen 91 im Jahre 1888 und 1044 im Jahre 1891)
entschieden wurden. Berufungen bei den Schiedsgerichtenwurden 329 eingelegt und 92 Rekurse
beim Reichsversicherungsamtangemeldet.

Die Gesammtkostender Genossenschaft und Sektionen beliefen sich auf 403 466 M. 34 Pf.
L, Unfallversicherung der Bauarbeiter der Prouinzialverwaltung. (S, 166,)
Es waren durchschnittlich 1860 Personen versichert,von denen 16 Unfälle zur Anmeldung

gelangten. Die Kosten der Versicherungbetrugen 1775 M. 78 Pf.
0. Ausführung der Viehseuchen-Gesetze. (S. 166—170.)
Das vom 37. Prouinzillllcmdtage beschlosseneReglement zur Ausführung des Gesetzes

vom 22, April 1892, betr. die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere, wurde am
18. Januar 1893 von den zuständigen Herren Ministern genehmigt.

An Entschädigungen wurden gezahlt für Rotz- und Lungenseuche17 435 M, 75 Pf.
für Milzbrand 54 81? M. 28 Pf.

Der Reservefondsfür Pferde :c. betrug am Schlüsse des Berichtsjahres 168 921 M. 49 Pf.
und für Rindvieh 696 376 M. 96 Pf.

Die Anzahl der Pferde :c. in 1892 betrug 149 91? (gegen 149 430 in 1891), die der
Nmder :c. 1 01? 808 (gegen 995 197 in 1891).

V. Ausführung der Körordnung für die Privatbefchäler der Nheinprovinz
(S. i?0.)

Die Körgebühren wurden vom Provinzmlausschuß für die Zeit vom 1. Oktober 1892
bis dahin 1895 auf 12 M. für jeden angetorten Hengst festgesetzt, dagegen die bisherige Vor-
suhrungsgebühr von 2 M. fallen gelassen.

N. Pensionskasse der Landbürgermeistereien und Landgemeinden der Rhein¬
provinz. (S. 170/171.)
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Es wurden an 65 Bürgermeister und 56 Gemeindeforstbcamte,zusammenan 121 Pen-
sionirte 103 880 M. 75 Pf, Ruhegehälter gezahlt.

1?. Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt für die Communalbeamtcn der
Rheinprovinz. (S. 172.)

Die Einnahme im Berichtsjahre hat betragen ....... 68979 M. 05 Pf.
die Ausgabe ................._____ 9 48 „ 5 2 „
Von dem Ueberschusse von ............. 68 030 M. 53 M

sind 66 000 M. zur Bildung eines Reservefonds bei der Landesbank zinsbar angelegt.
Die Zahl der der Anstalt beigetretencn Communaluerbände beträgt 360, die der

Beamten 736 mit einem gesammten pensionsberechtigten Diensteiukommen von 1 388 002 M. 76 Pf.
Es sind 2 Sterbefälle eingetreten und an Wittwen- und Waisengeld zusammen jährlich1495 M, 56 Pf.
zu zahlen.

V. Abtheilung.

Provinzial-Straßenverwaltung, (S. 173 ff.)
Ueber die Angelegenheiten der Provinzial-Straßenverwaltung, namentlich über die

Personalien, den Geschäftsumfang, das Nechnungs- und Kassenwefen,die baulicheUnterhaltung
der Provinzialstraßen, die Baumpflanzungen auf denselben, den Fonds zu Erneuerungs- und
Umbauten (Umbaufonds), den Fonds für Neubau von chaussirten Wegen lNeubaufonds), die
Mitbenutzung der Provinzialstraßen durch Bahnanlagen, Uebernahmevon Provinzialstraßen, den
Finalkassenabschluß,den Stand des Sammclfonds, des Nefervefondszur Deckungaußerordentlicher
Bedürfnisse und des Nebenfonds, sowie endlich über die Unterstützungdes Gemeinde- und Kreis¬
wegebaues enthält der Bericht die eingehendstenDarlegungen.

Damit schließe ich meinen Vortrug, meine Herren, und hoffe diesen kurz genug
angelegt zu haben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle den Gegenstand zur Diskussion. —
Herr Abgeordnetervon Grand-Ny hat das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Nn: Meine Herren! Es ist nicht meine Absicht den Gesammt-
bericht einer Kritik zu unterwerfen; ich möchte mir nur gestatten, die Aufmerksamkeitdes hohen
Landtags auf die Verwendung der Ueberfchüsfe der Provinzial-Feuer-Societät zu lenken, die sich
auf Seite 77—81 des betreffendenBerichtes verzeichnet findet.

Meine Herren! Das Reglement der Provinzial-Feuer-Societät bestimmt im §. 22
bezüglich der Ueberschüsse, daß nach Dotirung des Reservefonds ein Theil diefer Ueberfchüsfe den
Versicherten zurückgewährt oder für gemeinnützige,zugleich die Societät fördernde Zwecke dem
Provinziallandtage zur Verfügung gestellt sein solle. Es ist also ausdrücklich bei der Verfügung
über diefe Ueberschüssebestimmt, daß die Verwendung im Interesse der die Societät fördernden
Zwecke zu erfolgen habe. Ich finde nun z. B. auf Seite 80 eine Beihülfe von 4000 M., eine
Beihülfe in ziemlicher Höhe gegenüber den Beihülfen überhaupt, bestimmt für den Vorstand des
Verschönerungsvereinsfür das Siebengebirge zum Ausbau eines Fahrweges nach dem Peters¬
berge, ferner auf Seite 79 eine Beihülfe für die durch den Sturm geschädigten Eingesessenen
des Kreises Kempen zur Erleichterung der Zinszahlung für ein Darlehn und diese Beihülfe wird
auch noch für die Jahre 1894/95 und 1895/96 mit je 4500 M. weiter in Anfpruch genommen
und zwar am Schlüssedes Absatzes mit der Bemerkung, daß diese Beihülfe s. Z. aus diesem
Fonds, also den Ueberschüssen zu entnehmen sei.
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Meine Herren! AIs dieses Reglement abgeändert wurde, sind gegen die Bestimmung
der Verwendung der Fonds zu gemeinnützigen Zwecken wesentliche Bedenken erhoben. Man ging
von der Anschauung ans, daß es sich hier um Vermögen handelt, welches die Interessenten
zusammengebracht haben, worauf sie ein Recht haben und welches ihnen zunächst zu Theil werde»
sollte. Nun, meine Herren, ist in dem Reglement dies dahin zum Ausdruck gekommen, daß es
facultativ dem Provinzialausschusse überlassen bleiben solle, entweder diesen Theil den Versicherten
zurückzugcwähren oder aber ihn für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. Das, meine Herren, ist aber
im letzteren Falle, ich wiederhole das — nur gestattet, insoweit der gemeinnützige Zweck ein
solcher ist, der die Interessen der Societät sichert, und fördert und da bitte ich um den Nachweis,
inwiefern die Anlage des Weges nach dem Petersberg dazu dient, die Interessen der Feuer-
Societät zn fördern.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Landesdirektor Gcheimrath Dr. Klein hat
das Wort.

Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Die Beihülfe für den Weg zur Spitze des
Petersberges ist bewilligt worden, weil das Hotel auf dem Petersberg für mehrere hunderttanfend
Mark bei der Proviuzial-Feuer-Socictät versichert war. Ohne Anlage dieses Weges war es
weder möglich mit Wasser noch mit Spritzen dort heranzukommen. Indem wir eine Beihülfe
zur Anlage des fraglichen Weges bewilligten, glaubten wir im Hinblicke auf die bestehende Ver¬
sicherung gleichzeitig den Zwecken unserer Feuer-Societät zu dienen.

Was die Bewilligung für die Sturmbefchädigtm anlangt, so hat der vorige Landtag
ausdrücklich beschlossen, daß die Unterstützung aus diesem Fonds gegeben werden sollte, weil lein
anderer Fonds da war. Es sind damals auch schon Bedenken laut geworden, daß das eigentlich
über die Bestimmung dieses Fonds hinaus ginge. Man glaubte aber, daß diese Bedenken
dadurch weggeräumt würden, daß die Beihülfe für folche Personen verwandt werden sollte, die
bei der Societät versichert sind. Alle weiteren Bewilligungen, und namentlich die neueren, sind
ausschließlich nur zu Wasserleitungen, zu Anlage von Vrcmdweihern und derartigen unmittelbar
der Societät dienenden Zwecken verwandt worden, so daß nur diese beiden ausnahmsweisen
Bewilligungen, die bereits im vorigen Landtag erwähnt worden sind, in Betracht kommen können.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter von Grand-Ny hat das Wort.
Abgeordneter von Grand-Nn: Meine Herren! Bezüglich der Verwendung für die

Sturmbeschädigten habe ich aus den Verhandluugen nicht ersehen könne,:, daß sich der Prouinzial¬
landtag irgendwie darüber ausgesprochen habe, daß diese Mittel aus diesen: Fonds zu nehmen seien.

Bezüglich der Frage aber wegen des Petersberges möchte ich doch glauben, daß die
Auffassung von der Förderung der Societätszwecke nicht bei dein Reglement maßgebend gewefen
ist, die der Herr Landesdirektor als solche zu erklären jetzt die Güte hat. Ich möchte doch
dringend bitten, daß bei der Verwendung in der That die Interessen der Societät in einer
anderen Form festgehalten werden, als es jetzt geschehen ist, und namentlich mit Rücksicht darauf,
daß darauf Gewicht gelegt worden ist, daß die Mitglieder der Societät zunächst das Recht auf
^ese Ueberschüsse der Provinzial-Feuer-Societät haben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Als der Landtag beschloß, daß die Gelder

für die Sturmbeschädigten weiter bewilligt werden sollen, hätte, da Fonds, wie bereits bemerkt,
hierfür nicht vorhanden waren, eine neue Umlage dafür ausgefchrieben werden müssen, oder es muhte
"uf den allem vorhaudenen Fonds der Societäts-Ueberschüsse zurückgegriffen werden. Letzteres ist
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in der Commission des Landtags ausdrücklichbeschlossen worden. — Soviel ich mich entsinne
war Herr von Grand-Nv damals nicht im Landtage zugegen, sonst würde er sich dieser Sache
wohl erinnern. — In dem Falle der Bewilligung für den Petersberg verkenne ich allerdings
nicht, daß man hierüber Zweifel hegen kann, und ist deshalb eine ähnliche Bewilligung nicht
mehr erfolgt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Wünscht
der Herr Referent das Schlußwort?

Abgeordneter Dietze: Nein, ich verzichte.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Referent verzichtet.— Ich darf wohl

constlltiren, daß das hohe Haus den Bericht des Provinzialansschusscsüber die Ergebnisseder
Provinzialverwaltung für das Etatsjahr 1892/93 genehmigt hat. — Das ist geschehen.

Wir gehen über zum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialauöschusses, betreffend Verlängerung
der Geltungsdauer der Etats der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät,
der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt Nheinvrouinz und der
Rheinischen landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft fowie des Haupt-
Etats der Provinzialverwaltung.

Ich ertheile das Wort dem Herrn Referenten, Herrn Landesdirektor Klein.
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Wie aus der in Ihren Händen befindlichen

DruckfacheNr. 9 hervorgeht, erreichen die Etats der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät,
der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt Nheinvrouinz und der Rheinischen landwirth¬
schaftlichen Verufsgenossenschaftmit dem 31. Dezember d. I. ihr Ende, während die übrigen Etats
bis zum 1. April 1895 laufen. Da nun wohl nicht angenommenwerden kann, daß der Provinzial¬
landtag noch vor dem 31. Dezemberd. I. wieder zusammentretenwird, sondern vielmehr beabsichtigt
wird, den Antrag auf Zufammenberufungerst im Frühjahr 1895 zu stellen, so erscheintes erforder¬
lich, damit nicht eine Lücke hinsichtlich der Etats und Geschäftsführung entsteht, daß die zur Zeit
geltenden Etats der drei genannten Anstalten verlängert werden. In den: Statut der Rheinischen
Provinzial-Feuer-Societät ist dies ausdrücklich vorgesehen,während eine derartige Bestimmung in
den maßgebenden Statuten der beiden anderen Institute nicht vorhanden ist. Weiter, meine
Herren, ist auch nicht mit Bestimmtheit zu sagen, ob die Königliche Staatsregierung den Landtag
gerade noch vor dem 1. April 1895 berufen, beziehungsweifeob es gelingen wird, vor dem
1. April 1895 die übrigen Etats noch fertig zu stellen. Damit nun in dieser Hinsicht eine
Verlegenheit nicht erwächst,beantragt der Provinzialausschuß, das hohe Haus wolle den Provinzial-
ausschuh ermächtigen, nach den bestehenden Etats weiter zu wirthschaftenmit der felbstredenden
Bestimmung, daß der neu von Ihnen zu beschließende Etat rückwärts vom 1. April 1895 ab in
Kraft gefetzt wird. Ein derartiges Vorgehen, meine Herren, hat umfoweniger Bedenken, als ich
bereits heute in der Lage bin, Ihnen mittheilen zu können, daß aller Voraussicht nach eine
Erhöhung des Prozentsatzes der Umlagen für die beiden neuen Etatsjahre nicht eintreten wird.
(Bravo!) Wir werden voraussichtlich,wenn nicht ganz außergewöhnlicheDinge eintreten, mit
den 10"/«, die seither erhoben wurden, weiter auskommen. Es sind also alle Communen, Kreise
sowohl wie Städte, in der Lage, bei der Aufstellung ihrer Etats auf die Provinzialumlagen
rücksichtigen zu können, wenn auch die diesseitigen Etats nicht vor dem 1. April k. I. fertig
gestellt werden sollten beziehungsweise die formelle Mittheilung noch fehlt, wie hoch die Umlage
für die Etatsperiode 1895/97 sich belaufen wird, weil wie gesagt die jetzige Umlage von 10"/«
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aller direkten Steuern in den neuen Etats beibehalten wird. Ich möchte also bitten, diesen Antrag
des Provinzialausschussesanzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wird zu diesem Gegenstand das Wort gewünscht?
~~ Das ist nicht der Fall. Ich stelle daher mit Ihrer Zustimmung fest, daß der Prouinzial¬
landtag seine Zustimmung zu dein Vorschlag des Provinzialausschussesertheilt hat.

So ist dieser Gegenstand erledigt lind wir kommen zu Nr. 4 der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die anderweite
Regelung der Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues in der
Rheinprovinz,

und zwar ist dies die erste Lesung dieser Vorlage.
Meine Herren! Ich ertheile das Wort dem Herrn Referenten Landesdirektor Dr, Klein,
Landesdirektor Di-, Klein: Meine Herren! Die Angelegenheit der anderweitigen

Unterstützungdes communalenWegebaues hat den Prouinziallandtag wiederholt sowohl unter der
früheren Verfassung wie unter der neuen Provinzialordnung beschäftigt. Da die jetzige Vorlage
aus den früher gepflogenen Berathungen hervorgegangen ist und gewissermaßenden Ausgangspunkt
derselben bildet, so glaube ich es insbesondere auch mit Rücksicht auf den Umstand, daß eine
größere Zahl von Herren neu in dieses hohe Haus eingetreten ist, denen die bisherigen Ver¬
handlungen mehr oder minder fremd geblieben sind, als meine Aufgabe betrachtenzu füllen,
zunächst einen kurzen Ueberblick über die historischeEntwickelungder vorliegenden Frage, sowie
des öffentlichen Wegebaues in unserer Provinz überhaupt, zu geben.

Meine Herren! Der Kunststraßenbau hat in unserer Provinz erst zu Anfang dieses
Jahrhunderts begonnen. Knnststraßen im heutigen Sinne, worunter man Straßen mit einer
festen Unterlage, Packlage und befestigter Steinbahn versteht, waren zu Anfang dieses Jahrhunderts
nur verschwindend in unserer Provinz vorhanden; erst unter der Fremdherrschaft wurden,
vorwiegend aus strategischenGründen, große Heerstraßen vom Westen nach Osten und von
Süden nach Norden durch unsere Provinz gezogen. Nachdem die Rheinprovinz, oder richtiger
gesagt, die verschiedenenGebiete, welche die heutige Nheinprovinz bilden, mit dem preußischen
Vaterland vereinigt waren, hat unsere Staatsregierung den Straßenbau fortgesetzt und das
Netz der großen Heerstraßen ziemlich vollendet. Die Mittel des Staates waren aber zu jener
Zeit sehr beschränkt,namentlich in Folge der napoleonischen Kriege und des in den ersten Decennien
dieses Jahrhunderts mit beispielloser Schärfe auftretenden landwirthfchaftlichenNothstandes, welcher
die Stlllltsregierung um so härter traf, als zu jener Zeit die Landwirthschaftfast die alleinige
Nährquelle des Staates bildete. Außerdem mußten die an und für sich beschränkten Mittel noch
auf die sämmtlichen Provinzen des Staates vertheilt werden. Der Staat war beim besten
Willen nicht in der Lage, allen Wünschen und dem ganzen Bedürfniß auf dem Gebiete des
Wegebaues gerecht werden zu können. Es mußte vielmehr die Wegcbaupstichtim Wesentlichen
m der Rheinprovinz den Gemeinden verbleiben, da die Hierselbst neugedildetenKreise dieser wie
allen übrigen wirthschaftlichenAufgaben fernblieben. Neben den Gemeindewegenwurde zwar
durch das Bedürfniß noch eine besondere Art von Straßen hervorgerufen, die aber nur ausnahms-
weise in der Provinz vorkamen; es bildeten sich nämlich au einzelnenOrten Aktiengesellschaften
zum Bau von Straßen; dieselbensuchten das Privilegium zur Erhebung von Wegegeldernnach
und deckten die Kosten der Anlage bezw. der Verzinsung derselben, sowie die Kosten der Unter¬
haltung der Straßen aus den Wegegeldern. Solche Aktienstrahenwaren 1? oder 18 in unserer
Provinz ins Leben getreten, welche heute glücklicherweise bis auf wenige, die theils den gegen-
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wärtigen, theils den nächsten Landtag beschäftigenwerden, beseitigt und in Provinzialstraßen
umgewandeltsind. Diese Aktienstraßenkonnten, wie gesagt, nur in solchen Gegenden vorkommen,
wo ein reger Verkehr war, wo eine dichte Bevölkerung sich befand und wo deshalb anzunehmen
war, daß die Wegegelder ausreichen würden, um die Kosten der Verzinsung des Anlagekapitals,
sowie die Kosten der Unterhaltung aufzubringen. Für das Gros der Provinz kamen sie nicht
in Betracht. Die Gemeinden beschränktensich bei Erfüllung ihrer Wegebanpflichtzunächstauch
auf den Ausbau von Straßen innerhalb ihres Gemcindebannes. Auf diese»! Gebiete hat sich
indessen ein großer Umschwung vollzogen, nachdem durch die AllerhöchsteKabiuetsordre vom
20. Januar 1841 die Vczirksstraßen ins Leben gerufen worden waren. Durch diese Kabinets-
ordre sowie das später erschienene, revidirte Regulativ vom 17. September 1855 wnrde nämlich
bestimmt, daß für die ganze Provinz Bezirksstraßenfondsins Leben gerufen werden sollten. Die
zu bildenden Fonds sollten getrennt für jeden Bezirk verwaltet werden. Als Einnahmen sollten
diesen einzelnen Fonds zustießen: 1. der Betrag der von den Vezirksstraßen aufkommenden
Nutzungen, namentlich des Chausseegeldes und 2. die für ihn bestimmten Zusatzprozente zu den Staats-
steuern. Die Bezirksstraßenfondssollten die Rechte von öffentlichen Corporationen haben, deren Ver¬
waltung und Vertretung den Königlichen Negierungenüberwiesenwurde. Die Bestimmungder Be-
zirksstrahenfondsbestand in der Unterhaltung und Verwaltung von Nezirksstrahennach vollendetem
kunstmäßigen Ausbau und Uebernahme derselben. Die Uebernahme auf den Vezirksstrahenfonds
erfolgte auf Grund Beschlusses des Prouinziallandtages durch AllerhöchsteKabinetsordre. Endlich
bestimmte das besagte Regulativ noch, daß auf die Bezirksstraßen alle gesetzlichenVorschriften
Anwendung finden sollten, welche für die Staatsstraßen gelten; namentlich auch hinsichtlich der
Erhebung von Chausseegeld. Es war also, meine Herren, durch diese Bestimmungen folgender
Nechtszustand geschaffen worden: Träger der eigentlichen Wegcbaulast blieben vor wie nach
der Staat und die Gemeinden, Die Gemeinden bauten mit Hülfe des Staates die Vezirks-
strahen gegen Zusicherung einer Vauprämie, welche im höchsten Falle 4 M. pro laufenden Meter
betrug. Erst, nachdem die Straße ausgebaut war, konnte sie auf Grund eines Beschlusses des
Provinziallandtages in die Reihe der Vezirksstraßen übernommen weiden und erfolgte alsdann
deren Verwaltung und Unterhaltung durch die Königliche Negierung auf Kosten der Bezirksstraßen¬
fonds, welche die erforderlichen Geldmittel aus den Wegegeldern sowie Umlagen, die von den
direkten Staatssteuern und zwar als Individualsteuer erhoben wurden, bezogen. Es waren acht
solcher Vezirksstraßenfonds vorhanden. Dieselben sielen nicht alle mit den Regierungsbezirken
zusammen, insofern als der Rhein die Grenze bildete und der ostrheinischeTheil von Coblenz,
Köln und Düsseldorf eigene Vezirksstrahenfondsbildete, so daß wir wie gesagt im Ganzen acht
Fonds besaßen. Die Zuschläge zu den einzelnenAezirksstraßenfondswaren sehr verschieden;sie
schwankten zwischen 6 und 20"/», so daß also Jemand, welcher 100 M. Staatssteuern zu zahlen
hatte, in einem Falle 6, im anderen 20°/» Zuschlägezu entrichtenhatte. Die in der vorbesagten
Weise von den Gemeinden gebauten Straßen hießen Pramienstraßen, so lange sie noch nicht
übernommen waren, und nach der Uebernahme Vezirksstraßen, während der Verband selbst die
Bezeichnung „Vezirksstrahenfonds" erhielt. Eigentlich wäre die Bezeichnung „Bezirksstrahen-
verband" richtiger gewesen; woher die Bezeichnung„Fonds" rührt, habe ich nicht ermitteln können,
keinesfalls aber von dem Vorhandensein von Mitteln zur Straßenunterhaltung, denn größere
Mittel haben die Bezirksstrahenverbändenie besessen,vielmehr nur geringe Kassenbeständeund
das Recht, Umlagen sowie Wegegelderzu erheben.
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Die Einrichtung der Nezirksstrahenverbändehat indessen für unsere Provinz sehr segens¬
reich gewirkt; ihr ist es vorwiegendzu verdanken, daß wir 4473 Km fertig ausgebauter Kunst¬
straßen als Vezirksstraßm in der Provinz besitzen, und daß wir mit Hinzurechnungder Staats¬
straßen mit 2300 Km in unserer Provinz im Ganzen rund 6700 Km ausgebauter Knnststraßen
besitzen, ein Netz, wie es sich in keiner anderen Provinz des Staates vorfindet.

Eine wesentlicheAenderung trat in diesen Verhältnissen ein, als nach Erlaß des soge¬
nannten Dotationsgesetzesvom Juli 1875 die Verwaltung und Unterhaltung der ehemaligen
Staatsstraßen gegen eine feste Iahresrente auf die Provinz überging. Auf Grund dieses Gesetzes
wurden dem Provinzialuerband der Rheinprovinz die Staatsstraßen mit 2311 Km gegen eine
jährliche Rente von 2 056 233 M. übertragen.

Es tauchte nun in unserer Provinz die Frage auf: Was soll mit den Bezirksstraßen
geschehen? Die KöniglichenRegierungen mußten nach Abgabe der Staatsstraßen an die Provinz
ihre eigenen Straßenverwaltungen, welche bis dahin die Bezirksstraßen mitverwaltet hatten, auf¬
lösen und würden damit die Bezirksstraßenfonds,welche keine selbstständige Verwaltungsorganisation
besaßen, gewissermaßenin der Luft geschwebt haben.

In dieser Lage konnten nun drei Wege betreten werden; man konnte entweder 1. die
Bezirksstraßenverbände zu vollständig selbstständigen Wegeverbänden und zu Trägern einer
bestimmten Wegebaulast ausbilden und denselben eine selbstständige eigene Verwaltung geben,
oder aber 2. die Nezirksstraßenverbändeauflösen und die betreffendenStraßen den Kreifen über¬
weifen, wie es in den alten Provinzen der Fall ist, oder endlich 3. die 8 Vezirksstraßenfonds
vereinigen und deren Verwaltung auf die Provinz übertragen. Der erste Weg, meine Herren,
der selbstständigenOrganisation dieser 8 Nezirksstrahenverbändeerschien nicht gangbar, weil er
zur Folge gehabt haben würde, daß 8 selbstständige Wegeuerwaltungen eingerichtetwerden mußten,
wodurch viele Kosten entstanden wären. Dann trat auch das Bedenkenentgegen, daß die ver¬
schiedenenBezirksstraßenfondsverschiedenartigbelastet waren und daß einzelne,wie der ostrheinifche
Theil von Köln und von Coblenz, ferner auch der BezirksstraßenverbandTrier die ihnen obliegende
Wegelast nur schwer tragen konnten und dringend der Unterstützungbedurften. Bei einer selbst-
ständigen Ausbildung der einzelnen Bezirksstraßenfonds zu Wegeverbänden war die Gewährung
diefer Unterstützungausgeschlossen und zu befürchten,daß diefe Verbände verkümmertwären. Des¬
halb mußte man diesen Weg fallen lassen. Die Auflösung des Bezirksstraßenfondsund die Ueber¬
weisung an die Kreise hatte das Bedenken gegen sich, daß die Kreise keine organisirte Verwaltung
besaßen, um diese Aufgabe übernehmen zu können. Dann aber trat auch der Auflösung die
Schwierigkeit entgegen, wie es dann mit den Unterhaltungskosten gehalten werden sollte.
Wollte man den Kreisen die Straßen ohne Entschädigungübergeben, so würde damit eine große
Anzahl von Kreisen geradezu ruinirt worden sein. Ich führe als Beispiel den Kreis Vitburg
an, der würde über 600«/» an direkten Steuern haben erheben müssen, wenn er seine Bezirks-
straßen selbst nur nothdürftig hätte unterhalten wollen, und in ähnlicher Lage waren manche
Kreise. Die Straßen waren aber in der Voraussetzungund unter der Zusicherunggebaut worden,
daß deren Unterhaltung nach vollendetemAusbaue von dem größeren, dein Bezirksvcrband über¬
nommen werden würde. Mit dieser Zusicherung, die doch dauernd gemeint war, sowie mit der
Billigkeit würde man offenbar in Widerspruch getreten sein, wenn man dem einzelnenKreise
zugemuthethätte, das, was er im Hinblick auf die Uebernahme durch die Gesammtheit gebaut
hatte, für sich allein zu unterhalten. Die Königliche Staatsregierung konnte deshalb in einer
Vorlage, welche sie dem RheinischenProvinziallandtage machte, nur den letzten der vorerwähnten

3*
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Wege betreten und nur vorschlagen, daß die sämmtlichen8 Bezirksstraßenfondsmit den durch
das Dotationsgesetz der Provinz überwiefenen staatlichen Fonds für Straßenzwecke zu einem
Prouinzialstraßenfonds vereinigt, und daß die sämmtlichenNezirksstmhendamit Provinzialstraßen
werden sollten, welche in gleicher Weise wie die früheren Staatsstraßen von der Provinz zu
unterhalten seien. Letzteres ist denn auch geschehen.

Meine Herren! Der Erfolg hat die getroffenen Maßnahmen nach meiner Ansicht in
mannigfacher Hinsicht gerechtfertigt erscheinen lassen. Was zunächst den Zustand der Bezirks-
strahen anbelangt, so werden dieselben jetzt gerade wie Staatsstraßen nnterhalten, und die Klagen,
die früher — die Akten geben davon ein beredtes Zeugniß — fehr zahlreich, insbesondere aus
den schwer belastetenVezirksverbänden laut geworden sind, sind verstummt und man kann wohl
sagen, daß im Allgemeineneine Zufriedenheit mit der Unterhaltung der Bczirksstraßen an deren
Stelle getreten ist.

Die Unterhaltung gestaltete sich allerdings in manchen Fällen etwas schwierig,weil beim
Ausbau der Straßen die Gemeinden vielfach das Bestreben verfolgten, möglichstbillig und mög¬
lichst schnell fertig zu werden und dann das Weitere, d. h. die Unterhaltung der mangelhaft ausgebauten
Straße, der Gesammtheit zu überlassen. Auf keinem Gebiet rächen sich aber die Sünden, die bei
der ersten Anlage begangen werden, die Ersparnisse, welche angeblichdort erzielt werden, so bitter
wie beim Wegebau. Trotz dieses Umstandes ist doch der Zustand, wie die Herren, die ja in der
ganzen Provinz wohnen, besser wissen werden, im großen Ganzen ein durchaus befriedigender.

Die finanzielle Seite der Sache anlangend, fo bietet auch diese keinen Anlaß zu Klagen.
Während nämlich bis zum Jahre 1876, d. h. bis zum Uebergang der Bezirksstrahen auf die
Provinz, an jährlichen Unterhaltungskostenfür die Bezirksstraßen erhoben wurden: 1. an Wege¬
geldern 363 41? M, und 2. an Zuschlägenzu den direkten Steuern 1980 549 M. «0 Pf,, alfo
insgesammt 2 343 966 M, verwenden wir ja jetzt, wie der Etat nachweist, 2 300 000 M., also
noch 43 966 M. weniger, wie im Jahre 1876, ungeachtet der inzwischen eingetretenenSteigerung
der Löhne, die bis zu 40°/« betragt, ungeachtet der socialpolitischenLasten und ungeachtet der
Vertheuerung des Steinmaterials, so daß also die einheitlicheVerwaltung und das Zusammen¬
werfen der sämmtlichenFonds sich in finanzieller Hinsicht nicht als verfehlt erwiesen hat. Der
Satz der heutigen Umlage für die Vezirksstraßenzwecke beträgt 6«/» der Staatsstcuern, also der
geringste Satz, welcherbis zum Jahre 1876 erhoben worden ist. Andererseits läßt sich aber auch
nicht verkennen, daß wie alle menschliche Einrichtungen, so auch die durch das Regulativ vom
Jahre 1876 geschaffene große Centralisation gewisse Schattenseiten hat, indem dadurch das Zwischen¬
glied, welches früher zwischen der Staatsstraße und dem Gemeindewegein der Vezirksstraßevor¬
handen war, fortgefallen ist, und an Stelle der früheren Dreitheilung die reine Zweitheilung der
Provinzilllstrahe einerfeits und dem Gemeindewegeandererfeits getreten ist. In der großen Lücke,
welche zwischen diesen beiden Kategorien von Straßen eigentlichbesteht, wurzeln nach meiner An¬
sicht zum großen Theil die Schwierigkeiten,welche auf dem Gebiet des Communalwegebauesund
dessen Unterstützung,auf welche ich jetzt übergehen will, hervorgetreten sind.

Die Fürsorge für die Unterstützung des Kreis- und Gemcindewegebaues wurde mit
dem Dotationsgesetz gleichfalls auf den Provinzialverband übertragen, indem die desfallsigen
Fonds mit auf die Provinz übergingen. In der Nheinprovinz muhte sich diese neue Aufgabe
fast ausschließlichauf die Unterstützung des Gemeindewegebaues beschränken,da wir Kreiswege
nur in sehr vereinzeltenFällen und zwar — wenn ich nicht irre — nur in zwei Kreisen haben.
Bei Ausführung dieser neuen Aufgabe hat die Provinzialverwaltung in der ersten Zeit sich lediglich
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an die bis dahin von der Staatsrcgierung beobachteten Grundsätze gehalten und in derselben
Weise, wie dies bis dahin der Staat gethan hatte, Neubauprämienund Beihülfen zur Unterstützung
des communalen Wegebaues bewilligt. Obwohl die für diesen Zweck vorgesehenen Mittel wesentlich
unter der provinziellen Verwaltung erhöht worden waren — von 125 000 M unter der
staatlichen Verwaltung auf 250 000 M. — so haben sich jene Zuwendungen doch bei Weitem
nicht als ausreichend erwiesen, sondern es kehrten auf jedem Provinziallandtage Klagen wieder,
daß auf dein Gebiete des Gemeindewegcbauesfeitens der Provinz mehr und Besseres geleistet
werden mühte. Es wurden, und zwar noch zur Zeit des ständischenLandtages, nach dieser
Richtung hin Vorschlägeund Versuche gemacht, allein ein eigentliches Resultat wurde nicht erzielt.
Deshalb beschloß der im Herbst des Jahres 1888 zusammengetreteneerste Landtag nach Ein¬
führung der neuen Provinzialordnung abermals den Provinzialausschuß zu beauftragen, dem
nächsten Provinziallandtage bezüglich der Verwendung der im Etat zur Unterstützungdes Ge-
meindcwegebauesvorgesehenenMittel eine besondereVorlage zu machen.

Aus Anlaß dieses Beschlusses habe ich mich persönlichnochmals eingehendmit der vor¬
liegenden Frage beschäftigt. Ich habe die hiesigen Verhältnisse mit denen in den Nachbarpro-
uinzen und den Nachbarländern verglichenund habe in einer Denkschrift,welche ich damals dem
Provinzialansfchuß unterbreitet habe, ausgeführt, daß nach meiner Ansichtdie eigentliche Ursache
der Uebelständeauf dem Gebiete des Gemeindewegcbauesin unferer Provinz weniger in der Art
der Verthcilung der Beihülfen und in der Controle über deren Verwendung, als vielmehr in dem
Umstände zu suchen sei, daß die Gemeinden in der Nheinprovinz mit einer Wegebaulastbehaftet
sind, welcher die Mehrzahl der Gemeinden nach ihren finanziellen und ihren fonstigen Verwal-
tungs- und technischen Einrichtungen durchaus nicht gewachsen ist. In der That, meine Herren,
in diesem Umstände liegt die Quelle des Uebels; hieraus fließen die unaufhörlichen Antrage auf
Bewilligung von neuen Beihülfen, die Klagen über die unzureichenden Mittel, und ebenfo auch
die Klagen über den schlechten Zustand der Wege. Dieser Uebelstandist aber einzig und allein
die Folge der von mir eben geschildertenhistorischenEntwickelungder Verhältnisse auf diesem
Gebiete in der Nheinprovinz. Der Raum zwischenProvinzialstraßen und Gemeindestraßenist, wie
bereits hervorgehoben,zu groß; es fehlt das in den anderen Provinzen vorhandene naturgemäße
Mittelglied, die Kreisstraße der älteren Provinzen, die Landstraße in Hannover, die Neben¬
landstraße in Schleswig-Holstein,der Weg des gemeinen Nutzens, okemin ä'intsret eoiuruun,
wie die Bezeichnungtreffend in Elsaß-Lothringen lautet, kurz ein besondererTräger der Unter-
haltungslast für die Wege, welche einerseits die Bedeutung einer Hauptverkehrsstraße,einer Pro-
vinzialstraße, nicht besitzen, andererseits aber über die Verkehrsinteressender einzelnen Gemeinde
hinausgehen, indem sie nicht blos den Gemeindeeinsassen, sondern vorzugsweiseeinem weiterenVer¬
kehrskreise dienen und von fremden Fuhrwerken befahren werden. Es sind das vorzugsweiseWege,
welche verschiedene Ortschaftenmit einander oder mit einer Provinzialstraße, einer Eisenbahnstation
oder einein sonstigen Hauptverkehrspunkteverbinden, oder die Verbindung zwischenzwei oder
mehreren Provinzialstraßen herstellen. Diese Wege bedürfen zwar nicht den Ausbau einer Provinzial¬
straße, man braucht sie nicht 7^2 Meter breit zu machen, sie brauchen auch durchaus nicht mit
der Sorgfalt unterhalten zu werden, wie die Provinzialstraßen, ja es würde wirthschaftlicheine
Verschwendungdarstellen, wenn man diese Wege sämmtlich als Provinzialstraßen ausbauen und
unterhalten wollte; aber sie bedürfen im Interesse ihres Verkehres doch eines ordentlichenAus¬
baues und einer sachgemäßen Unterhaltung. Solcher Wege sind in unserer Provinz noch ca. 3000 1cm
vorhanden; wollten wir diese sämmtlich provinzialstrahenmätzigausbauen, so würde das einen
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Kostenaufwandvon etwa 15 bis 20 Millionen erheischen (Hört! Hört!), wozu noch die vrovinzial-
strahenmähige Unterhaltung treten würde, welche für die 3000 Kiu jährlich mindestens 600 000
bis 800 000 M. in ininimo kosten würde. Diese Ziffern reden eine so nachdrückliche Sprache,
daß ihnen gegenüber nicht daran gedachtwerden kann, jene 3000 Km zu Provinzialstraßen aus¬
zubauen. Letzteresist aber auch für die vorhandenenVerkehrsbedürfnisse,wie bereits erwähnt, nicht
nothwendig. Es kann hier mit einfacheren Mitteln geholfen werden. Ein gut angelegter Gemeinde-
weg erster Klasse genügt vollkommen.Dazu kommt, daß im Falle Sie diefe Wege als Provinzial¬
straßen ausbauen und übernehmen wollten, damit in vielen Fällen dem eigentlichenund zunächst
Verpflichteten, den Gemeindeeinwohnern, jegliche Theilnahme an der Wegelast abgenommen
würde. Die meisten Gemeinden im Süden unferer Provinz können nämlich nur Naturaldienste
leisten, und diese Naturaldienste können sie um so eher leisten, als dort der Satz wohl nicht
unbedingt gilt, daß Zeit Geld ist. In den Gebirgsgegenden unserer Provinz, welche hier vor¬
zugsweise in Betracht kommen, haben die Bewohner nämlich im Winter und zuweilen auch im
Sommer für sich und ihre Gefpanne keine Beschäftigung,und fällt es ihnen deshalb nicht schwer,
die Naturaldienste zu leisten, während baares Geld, d. h. Zuschläge zu den Steuern nur schwer
beizutreibcn sind. Es erschien mir deshalb richtig, bei den hier zur Sprache kommenden Wegen
darauf zu achten, daß die Naturaldienste beibehalten werden können, was bei der Uebernahme als
Provinzialstraße selbstredendausgeschlossen war. Allerdings wird hierbei geltend gemacht, daß
manche Straßen, die sich genau in derselben Lage befinden, wie die hier in Rede stehenden
Zwischenwege,früher als Vezirksstrahenübernommenworden sind, sei es daß eine größere Rührig¬
keit der Lokalbchördenin dieser Hinsicht obgewaltet hat, sei es daß der Landtag conniventer ge¬
wesen ist, genug, meine Herren, die Nichtigkeitdieser Behauptung läßt sich nicht bestreuen. Ich
will auch ferner zugeben,daß darin eine gewisse Unbilligkeit liegt, daß viele Gemeindenihre Straßen
selbst unterhalten müssen, während andere Gemeinden Straßen gleicher Gattung auf den Vczirks-
stratzenfonds gebracht haben, allein dieser Umstand bietet doch keinen durchschlagendenGrund
dafür, nunmehr alle Straßen der gleichen Kategorie fämmtlich als Provinzialstraßen zu über¬
nehmen und auszubauen. Das verbietetdie wirthschaftliche Seite, der Kostenaufwand.Endlich würden
wir mich mit der Uebernahmevon weiteren 3000 Km Straßen eine solche Centralisation schaffen, die
nothwendiger Weise zu einer anderweitigenOrganisation unserer Verwaltung führen müßte, die ich nicht
für wünschenswerthhalte. Es schien mir deshalb, insbesondere auch im Hinblicke darauf, daß wir
unfere Vorschläge innerhalb des Nahmens der bestehenden gesetzlichenBestimmungenhalten mußten,
kein anderer Ausweg übrig zu bleiben, als daß man unter Beibehaltung der Gemeinde und der
Provinz als Träger der Wcgebaulastfür die mehrgedachten Zwifchenwege, welche sich als die unversieg¬
bare Quelle der Uebelstände erwiesen hatten, eine besondere Kategorie von Gemeindewegenins Leben
rief, die sogenannte Gcmeindestraße,und für diefe bestimmte, daß dieselbe unter der technischen
Leitung der Provinz ausgebaut und unterhalten und die bezüglichenKosten zu '/» auf die
interessirten Gemeinden, zu '/» auf die Kreife und zu '/» auf die Provinz vertheilt werden
sollten. Mit diesen Vorschlägenwar die technisch richtige Unterhaltung dieser Wege gewährleistet
und das Unvermögen der Gemeinden zur Tragung der Kosten beseitigt, da die Gemeinden
ihren Antheil an den Kosten nüthigenfalls in Naturalleistungen aufbringen könnten. Andererseits
ließ sich rechnungsmäßignachweisen,daß auch die Provinz und die Kreise nicht zu schwer belastet
wurden und mit wenigen Hunderttausend Mark jährlich ausreichend geholfen werden konnte.
Der Provinzialllusschuß hatte diesen Vorschlägen seine Zustimmung ertheilt, und es war bereits
eine dahinzielendeVorlage für den im Jahre 1890 verfammelten Landtag ausgearbeitet worden.
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Bevor diese Vorschläge indeh an den 36. Prouinziallcmdtag gelangt waren, theilte der Herr
Ober-Präsident im Auftrage der Herren Minister des Innern und der öffentlichen Arbeiten
mit, daß die Grundzüge für eine neue Wegeordnung für die Nheinvrouinz ausgearbeitet seien,
und daß es deshalb nicht zweckmäßig erscheine, daß die Provinz durch ein Vorgehen auf diesem
Gebiet neue Organisationen schaffe und der neuen gesetzlichen Regelung Schwierigkeiten bereite.
Der Prouinzialausschuß sowohl wie der Prouinziallandtag glaubteu diesen Anschauungen der
KöniglichenStaatsregierung Nechnuug tragen zu sollen und wurde deshalb von der Vcrfolguug
der gedachten Gruudzüge vorläufig Abstand genommen. — Zwischenzeitlich ist von Seiten der
Königlichen Staatslegierung auch der Entwurf einer Wegeordnungfür die Rheinprovinz mitgetheilt
und unter Zuziehung von Vertretern der Provinz beraten worden, allein es ist bis jetzt noch
nicht gelungen,über die schwierigen Fragen, welche hier auftauchen, ein Einverstandniß zu erziele».
Wenn die Verhandlungen auch noch zu keinem Resultat geführt haben, fo sind dieselbendoch
von der KöniglichenStaatsregierung nicht aufgegeben worden. Der 37. Provinziallandtag hat
mit Rücksicht auf die Lage der Verhandlungen über den Erlaß eines Wegegesetzes,welche
das baldige Zustandekommeneines solchen nicht wahrscheinlich machten, beschlossen, den Provinzial-
ausschuh zu beauftragen, die seinerzeit eingestellten Verhandlungen über den Erlaß eines Regulativs,
betreffend die Unterstützung des Gemeindewegebaucs,wieder aufzunehmen. Infolge dieses Beschlusses
hat der Prouinzialausschuß sich von Neuem mit der Sache befassen müssen. Der Provinzial-
ausschuß glaubte aber hierbei den Beschluß nur in dem Sinne verstehen zu sollen, daß er eine
neue Vorlage auszuarbeiten habe, welche die häusig beklagten Mängel auf dem Gebiete der
Unterstützung des Gemeindewegebauesmöglichstzu beseitigen geeignet seien, ohne andererseits zu
den vorerwähnten Bedenkender Königlichen Staatsregierung Anlaß zu bieten. Letzteres war nur
möglich, wenn die neue Vorlage von jeder organischen Aenderung auf dem Gebiete des Communal-
wegebaucs im Allgemeinen abfah und sich lediglich auf das eugere Gebiet der besseren Vertheilung
und wirksamerenVerwendung der Wegebaubeihülfen der Provinz beschränkte. Es erschien dies
umsomehr angezeigt, als, wie ich bereits die Ehre hatte hervorzuheben, das Ziel der Staats¬
regierung, eine neue Wegeordnung für die Rheinvrovinz zu schaffen, nicht aufgegeben worden
ist, und es uuter allen Umständen sich doch empfiehlt, diese neuen gesetzlichen Grundlagen abzu¬
warten, bevor wir mit einer neuen Organisation vorgehen und durch die Schaffung einer
neuen Kategorie von Straßen der gesetzlichen Regelung noch größere Schwierigkeiten bereiten,
als sie an und für sich schon hat. Die engere Aufgabe, welche dem Provinzialausschusse
hiernach gestellt war, wurde wesentlich durch einen Umstand erleichtert,welcher mit dem Beschluß
des im Jahre 1890 versammelten Landtags in Verbindung steht. Der 36. Provinziallandtag
hatte nämlich nach Zurückziehungder Vorlage über die Neuregelung des communalen Wegebaues
beschlossen, die gesammten Mittel, welche der Provinzialausschußfür die Durchführungdieser Vorschläge
in den Etat gesetzt hatte, nicht zurückzuziehen, sondern hiervon eine Summe von 100 000 M. dem
Ausschuhbehufs weiterer Unterstützungdes Gemeindewegebaueszu überweifen. Diese 100 000 M.
sollten allerdings nicht, wie die bisherigen Unterstützungsgeldervon 250 000 M., auf die Sammel-
anträge der einzelnen Regierungenvertheilt werden, sondern es sollte hinsichtlich dieser 100 000 M.
eine ganz besondere VerwendungPlatz greifen. Es ist das auch geschehen, meine Herren, indem diese
100 000 M. nicht auf die fogenannten Sammelanwägc vertheilt, fondern im Einzelnen verwendet
wurden. Ich muß hier den Begriff „Sammelanträge" etwas näher erläutern. Es stellen, meine Herren,
die Landräthe auf Grund der Anträge der Bürgermeister in den einzelnenKreisen die Anträge
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auf Wegcbeihülfenzusammen. Diese Anträge werden bei den KöniglichenRegierungen kreisweise
gesammelt und zu einein bestimmten Termin hier bei der Centralstelleeingereicht. Diese Sammel-
anträgc umfassen in der Regel acht- bis neunhundert Anträge, welche sich auf eine Gesammt-
summe von 800 000 bis 900 000 M. erstrecken, wobei einzelneKreise mit Anträgen von 100 000 M.
ftguriren. Da nur 250 000 M. jährlich zur Verfügung stehen, so können wir von den Anträgen
nicht einmal den dritten Theil berücksichtigen.Es wird hier auf Grund der Akten, fowcit das
überhaupt möglich ist, geprüft und schließlich die Vertheilung nach bestem Wissen vorgenommen.
Die einzelnen Anträge bewegen sich in der Höhe zwischen 10 000 M, bis 100 M. und noch weniger
und finden sich in den Akten nur dürftige Angaben über die Verwendungszwecke. Eine Controle
darüber, was mit der bewilligtenBeihülfe geschieht, ist bei den meisten Anträgen, welche sich auf
nur kleine Summen erstrecken, nicht möglich. Es kann nur bei großen Posten eine Art von
Eontrole Platz greifen, indem der Landesbauinspektor den Auftrag erhält, die Verwendung zu
controliren. Wenn Sie, meine Herren, die Frage an mich richten wollten, was eigentlichmit
den provinziellenBeihülfen innerhalb 10 Jahren, welche doch die refpectable Summe von 2^
Millionen Mark darstellen, eigentlich geschehenund was insbesondere an neuen Wegen damit
gebaut worden ist, so kann die Antwort darauf nicht befriedigend lauten. Wir werden Ihnen nicht
viel nachweifenkönnen. Wir wollten deshalb die 100 000 M. nicht in den Topf der Sammel¬
anträge werfen, fondern es wurde hier folgende Verwendung beschlossen. Dieses Geld sollte aus¬
schließlich für größere Anträge auf Beihülfe zu Neubauten dienen und erst dann aus demselben
eine Bewilligung eintreten, nachdemdie Projekte durch Prouinzialbeamte revidirt, die erforderlichen
Geldmittel außer der Beihülfe Seitens der betheiligten Kreise und Gemeinden, sowie die spätere
Unterhaltung und die Bauausführung unter technischer Leitung, in der Regel von Provinzial-
beainten, sicher gestellt war. Mittelst dieses Verfahrens haben wir während der zweijährigen
Etatsperiode bereits mit einer Entnahme aus diesem Fonds von 161 000 M. 45 Km mit einen:
Kustcnaufwllndevon 480 000 M. unter Mitwirkung der betheiligten Kreise und Gemeinden,
welche ihrerseits ^/» der Baukosten aufgebracht haben, gebaut. Hier können wir also mit Be¬
stimmtheit sagen, daß durch diese 101 000 M, welche die Provinz gegeben hat, 45 Km der in
Rede stehendenZwischenwegeausgebaut worden sind. Die hervorragendsten darunter sind die
Lenncfthal- und die Irscnthalstraße, beide zur Zeit noch im Bau begriffe», fowie verschiedene
Straßen im Landkreise Trier nnd im Kreise Lennep. Es sind dies ausschließlichWege mit
einem größeren Verkehrsinteresse,so daß man wohl sagen kann, daß mit dein Gelde hier etwas
Nützliches und Dauerndes geschaffen worden ist. (Sehr richtig!) Diese Erfahrungen mußten bei
einer Neuordnung der Dinge wohl den Gedanken nahe legen, die ganze Summe der Beihülfen,
also die Gesammtsummevon 350 000 M, in gleicher Weise zu verwenden, Bei reiflicher Prü¬
fung der Sachlage erwies sich dieses indeß als nicht ausführbar.

Meine Herren! Es ist eine zu große Zahl von Gemeinden gerade in den ärmsten
Gegenden unserer Provinz auf diese Unterstützung seit Jahrzehnten so angewiesen, daß sie ohne dieselbe
auch nicht in der Lage sind, die nothwendigstenArbeiten an ihren dringendsten Communikationswegen
zu machen. Diese Gemeinden sind so arm — es sind vielfach Zwerggemeinden, deren ganze
direkten Staatssteuern nur etwa 100 M. betragen — daß sie aus eigener Kraft nicht in der
Lage sind, etwas zu leisten. Wollen Sie nun von diesen Gemeindenals Bedingung verlangen, daß
sie stets '/» der Kosten für größere Wegebauten leisten, so würde sich ergeben, daß in der Mehrheit
der Fälle diese Bedingung nicht erfüllt werden kann und daß damit die Gemeinden, welche am
dringensten der Unterstützungbedürfen, von derselben ganz ausgeschlossen würden. Dieselben Er-
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fahrungen hat man auch in unserer NachbarprouinzWestfalen gemacht, wo die Verhältnisse aber
insofern günstiger liegen, als dort die Kreise mit Träger der Wcgcbaulast sind. Dort wird die
Hauptsmnme der Wegcbeihülfcn an die Kreise bewilligt, aber es ist doch auch dort ein Betrag
von 50 000 M. für die armen Gemeinden gewissermaßenals Untcrstützungsfondsausgeschieden.
Auch wir werden, meine Herren, so lange die Sache nicht anderweitig gesetzlichgeregelt ist, hier
nicht anders verfahren können, sondern wir müssen einen Theil des Communal-Wegebaufondsden
armen Gemeinden belassen. Diese Nothwendigkeit,welche allseitig im Ausschusse anerkannt wurde,
muhte zu einer Trennung des bezüglichen Fonds in zwei Theile führen; denn wollte man die Be¬
dingungen wieder so lax stellen, daß diese Gemeindenauch berücksichtigtwerden könnten, dann lag die
Gefahr zu nahe, daß wir bald wieder in das alte Fahrgelcise hineingerathcnwürden. Es blieb vielmehr
nichts anderes übrig, als daß wir für diese kleinen Gemeinden einen besonderen Theil des Fonds
aussonderten und für diefen Theil andere Bedingungen der Bewilligung und der Verwendung
aufstellten,wie für den zu größeren Wegeausführungen referuirten Theil. Bewilligen wir nämlich
einer armen Gemeinde 200 oder 500 M, dann können wir keine Projekte noch sonstigetechnische
Unterlagen verlangen, noch können wir unseren Vauinspcktor mit der Controle einer solchen
Beihülfe bcanftmgen, sondern wir müssen die Verwendung wie bisher den Communal-
behördenund der Staatsaussichtsinstanz überlassen. Anders liegt aber die Sache, wenn ein Weg
von 5, 6 oder mehr Wn Länge gebaut werden soll, dann kommt stets eine größere Beihülfe in
Betracht uud wir haben ein Interesse daran, daß die richtige Trace gewählt, sowie daß zweck¬
mäßig und solide gebaut wird, hier giebt es Gelegenheit, zu reuidiren und nachzusehen.
Bon diesen Erwägungen ausgehend schlägt der Prouinzialausschuß Ihnen vor, eine Trennung
des Fonds der Wegebcihülfen im Betrage von 350 000 M. in 2 Theile vorzunehmenund für
jeden dieser Theile, von denen der eine als Fonds ^ und der andere als Fonds L bezeichnet
wird, besondere Vorschriften hinsichtlich der Bewilligung, Verwendung und Controle zu erlassen.
Auf diefcr Grundlage beruht die in Ihren Händen befindliche Vorlage. Aus derfelbcn werden
Sie entnehmen, daß die Bedingungen für die Bewilligungen aus dem Fonds ^ ungefähr dieselben
gebliebensind, wie bisher. Es sollen auch fortan feitens der Kreise die Anträge für die Unter¬
stützung aus diesem Fonds gesammelt, durch Vermittlung der Königlichen Regierungen hier
eingehen und die Veitheilung alsdann auf diese Sammelanträge durch den Prouinzialausschuß
alljährlich bewirkt werden. Es wird hierbei allerdings unterstellt, daß diese Sammelanträge sich
wesentlichvermindern und nur für ärmere Gemeinden und kleinere Arbeiten beibehalten werden.
Dagegen sollen alle größeren Projekte separat behandelt werden; es soll dort eine technische Unter¬
suchung vor der Bewilligung stattfinden, sodann unter technischerLeitung und Aufsicht der Provinz
gebaut und die Verwendung des Geldes sorgfältig controlirt werden. Der Prouinzialausschuß
soll hierbei in die Lage gebracht werden, dem Provinziallandtage bei seinem Zusammentreten in
jeder Session sagen zu können, welche Wege mit Hülfe unferes Unterstützungsfonds neu oder
ausgebaut worden sind, und was in der Zwischenzeitseitens der Provinz auf diefem Gebiete
geleistet worden ist.

Meine Herren! Die Einzelheitendieser Vorlage werden allerdings ja zunächst in der Fach¬
kommission geprüft weiden müssen und auch dort nur geprüft werden können; es kann dies nicht
die Aufgabe der heutigen Generaldiskufsionsein. Die Letztere dürfte sich vielmehr im Wesentlichen
darauf beschränken, ob die Grundzüge, nach denen der Provinzialausschuß bei dieser Vorlage ver¬
fahren ist, Ihre Billigung finden und welche Anregung Sie in dieser Hinsichtder Fachcommission
bei Prüfung der Vorlage an die Hand geben wollen. Ich verkenne, meine Herren, in vollster



26 38. RheinischerProvinziallandtag, 2. Sitzung am 28. Mai 1894.

Uebereinstimmungmit dein Provinzialausschuß gewiß nicht, dah die Vorlage, welche Ihnen hier
unterbreitet wird, noch mancheWünscheunbefriedigt läßt und daß dieselbe den auf diesem Gebiete
hervorgetreteucnBedürfnissen nicht nach jeder Richtung hiu genügt, allein bei der augenblicklichen
Lage der Verhältnisse, insbesondere angesichtseiner bevorstehendenneuen gesetzlichenRegelung der
gesammtcn Wcgebaufrage läßt sich mehr iu der That zur Zeit nicht erreichen, und wenn irgend
wo, meine Herren, so gilt wohl hier der Satz: „Das Bessere ist der Feind des Gutcu". Es
wird mit dieser Vorlage ein wesentlicherSchritt vorwärts gemacht, und ich bin überzeugt, dah
wenn Sie, meine Herren, diese Vorlage annehmen, Sie manches Gute damit schaffen und manchen
Bedürfnissen in der Provinz damit abhelfen. (Bravo.) Ich möchte also die Vorlage Ihnen
warm empfehlen. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich stelle den Gegenstand zur Verhandlung,
Wird das Wort dazu gewünscht?— Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die Diskussion.
Damit ist die erste Lesung dieses Gegenstandes erledigt. Derselbe wird jetzt an die 3, Fach¬
kommission verwiesenwerden.

Wir kommen sodann zum folgendenGegenstand der Tagesordnung:
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die zur
Förderung von Kleinbahnunternehmungen getroffenen uud noch zu
treffenden Maßnahmen.

Referent ist wiederum Herr Landesdirektor Dr. Klein, dem ich das Wort gebe.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Bei der Berathung der dem 37, Provinzial¬

landtag gemachtenVorlage über die Kleinbahnen wurde allseitig anerkannt, daß es Aufgabe des
Prouinzilllverbandes sei, das Kleinbahnwesennach Möglichkeitzu fördern. Es waren nicht fowohl
die Bestimmungenund Motive des Gesetzes über die Kleinbahnen, sowie allgemeineGesichtspunkte
der Belebung des Verkehrs und der Hebung der wirthschaftlichen Verhältnisse, welche die Provinzial-
verwaltung auf diefe Aufgabe hinlenken mußten, als vielmehr die dem Provinzialverbande ob¬
liegende Fürforge für das Straßenwefeu, mit welchemdie Kleinbahnen aufs Engste verknüpft
sind, sowie die nicht zu bestreitende Thatsache, daß die Provinz in ihrer Verpflichtung als Wege-
bauverband durch eine jede Kleinbahn mehr oder minder entlastet wird. Von dieser Erkenntniß
ausgehend, hatte der 37. Provinziallandtag beschlossen, unter Anerkennuug der großen Bedeutung
des Klcinbahnwesensfür die gefammten wirthschaftlichenVerhältnisse in der Nheinvrovinz,

1. von dem Bau und Betrieb von Kleinbahnen durch die Provinz zur Zeit zwar
abzusehen; dagegen

2. den Provinzialausschuß zu ermächtigen, schon jetzt das Kleinbahnwesen finanziell zu
fördern, mit dem gleichzeitigenAuftrage, dem nächsten Provinziallandtage wegen
dauernder Betheiligung der Provinz an Kleinbahuunternehmungeu eine besondere
Vorlage zu machen; und endlich

3. den Provinzialausschuß zu ermächtigen, die Bedingungen für die Benutzung der Pro-
vinzialstrahen zur Anlage von Kleinbahnen in einer den Bestimmungen und dem
Geiste des Gesetzes über Kleinbahnen vom 28. Juli 1892 (G.-S. S. 225 ff.) ent¬
sprechenden Weise abzuändern.

Der Bericht des Provinzialausschussesüber die Ausführung diefer Aufträge befindet sich
als Nr. 5 der Drucksachen in Ihren Händen, und gestatte ich mir in Ergänzung dieses Berichtes
Folgendes vorzutragen. Die Vorlage, meine Herren, giebt zunächst einen Ueberblickdarüber,
was zur Förderung des Kleinbahnwesens auf Grund der von dem 37. RheinischenProvinzial-
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landtag ertheilten Vollmacht in hiesiger Provinz bisher geschehen ist, und in welcherWeise die
übrigen Provinzen auf diesem Gebiete vorgegangen sind. Was zunächst die hiesige Provinz an¬
belangt, so können wir allerdings nur dürftige Resultate mittheilen. Die Befürchtungen, welche
im vorigen Landtag in der Commissionund im Plenum laut geworden sind, daß der Prouinzial»
ausschuh auf Grund der ertheilten Vollmachten ins Blaue hineinwirthfchaftenund die Finanzen
der Provinz schwer belasten könnte, haben sich in keiner Weise bestätigt. Wir haben eigentlich
für keinen Pfennig Verpflichtungenübernommen. (Heiterkeit.) Ich möchte fast annehmen, meine
Herren, daß die Nnbeschränktheitund die Ausdehnung der Vollmacht Ursache gewesen ist, daß
nichts geschehen ist. Auf der einen Seite wußten die Interessenten nicht recht, was sie von der
Provinz fordern sollten, und auf der anderen Seite bestand eine zu große Befürchtung darüber,
welche Confequenzen sich ergeben könnten, wenn einem concreten Antrage stattgegeben würbe«
Die bisher gemachtenErfahrungen sind bestimmend dafür gewefcn, daß der Provinzialausschutz
sich heute viel beschränktere und limitirtere Vollmachtenausbittet.

In den übrigen Provinzen des Staates ist bis jetzt in Wirklichkeitnicht viel mehr
geschehen, wie bei uns; es war dies wohl auch nicht anders möglich,weil die Sache zu neu war.
Dagegen haben sich fast alle Provinzen mit dieser Frage befaßt und mehr oder minder weitgehende
Beschlüsseüber die dauernde Betheiligung der Provinz an dem Kleinbahnwesen gefaßt. Diese
Beschlüsse, meine Herren, sind im Wesentlichensehr verwandt. Sie sind vorbereitet worden durch
zwei Confcrenzender Landesdirektoren, die im vorigen Jahre in Cassel und Berlin stattgefunden
haben. In der Vorlage finden Sie, meine Herren, in Kürze auszugsweiseangeführt, in welcher
Weife von den einzelnen Provinzen das Kleinbahnwesenunterstützt wird. Die Provinz Westfalen
bethciligt sich auf Grund eines Beschlussesdes Landtages vom 17. Februar d. I. durch Ueber,
»ahme eines Theiles der Anlagekosten, sei es durch Hingabe von Geldmitteln als Beihülfe
», lonäs peräu, Uebernahme von Obligationen, Aktien u. f. w. ober durch Gewährung von
Darlehen oder durch Uebernahme eines Theils von Darlehnszinfen. Westfalen unterstützt
also in jeder Weise, wie es in der Theorie nur denkbar ist. Pommern übernimmt ^/» der
Antheile bei sämmtlichenKleinbahnunternehmungenund hat zu diesem Zweck eine Anleihe von
2 Millionen Mark aufgenommen. Die Provinz Schlesien hat jährlich 50 000 M. in den Etat
gestellt, um einen Fonds zu bilden, aus welchem Hülfsgelder unter der Bedingung der Rück-
gewährung, im Falle das Unternehmen sich über 5«/» verzinst, gewährt werden sollen. Branden¬
burg hat beschlossen, sich an den Bahnen zu betheiligen durch Uebernahme von Aktien und
Antheilscheinen bis zu '/^ des Anlagekapitales, im Falle Communen bauen, und bis zu '/g, wenn
Private bauen. Brandenburg ist aber noch weiter gegangen, indem die Provinz die Verpflichtung
übernimmt, in gewissen Fällen Aktienbeträge der übrigen Betheiligten einzulösen. Hannover,
meine Herren, beschränkt die finanzielle Unterstützung auf Darlehen. Außerdem hat aber der
Prouinziallandtag beschlossen, zur Förderung des Kleinbahnwesensein eigenes Bureau zu errichten,
worauf ich nachher kommenwerde, behufs technifcher Beihülfe bei Projektirungen und dem Baue
solcher Bahnen. Hannover gewährt die Darlehen zu 3«/« und zwar ohne Rücksichtdarauf,
ob ein Communalverband baut oder ob das Vahnunternehmen von Privaten, Aktiengesellschaften
und dergl. ins Leben gerufen wird. In der Vorlage, welche dem Hannoverfchen Landtage
gemacht worden ist, ist ausgerechnet,daß für die nächsten10 Jahre der Bau von etwa 1600 Kw
Bahnen zu erwarten fein würde, und daß der aus der befugten Beihülfe bei dem Baue dieser
Bahnen sich ergebende Verlust an Zinsen, der sich zwischen den Selbstbeschaffungskosten des Geldes
und dem Satze von 3"/« herausstellt,insgesammtfür die Provinz auf etwa 800000 M. belaufen werde-
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Es sind außer den Ihnen gedruckt mitgetheiltenVorschlägender übrigen Provinzen in den
letzten Tagen noch mehrereBeschlüsse mitgetheilt worden, welche ich indcr Kürze noch erwähnenmöchte.

Die Provinz Ostpreußen unterstützt das Kleinbahnwefen durch Uebernahme der Vor¬
arbeiten, unentgeltliche Ueberlassung der Prouinzialstrahen und Gewährung von Vaaruntcrstützungen,
durch Uebernahme eines Antheils der Zinsen des Vaukapitals, welcherbis 1^2°/« betragen kann.
Um diese Ausfälle zu decken, ist in den Etat eine Summe von 15 0N0 M. aus dem Wegebaufouds
eingestellt worden, Wcstprcußen hat eine Anleihe von 6 Millionen aufgenommen und will
daraus 8000 M. Beihülfe für den Kilometer Kleinbahnen gewähren. Die Provinz Schleswig-
Holstein gewährt '/< der Anlagekosten als unverzinsliches, aber zu amortisirendes Darlehu. Der
Eommunaluerband von Wiesbaden betheiligt sich bis zu '/» bei den von Gemeinden und Kreiseu
ins Leben zu rufenden Kleinbahnen und übernimmt derselbe auch die Bauausführung. Zur
Bestreitung der Kosten hat der Communaluerbaud Wiesbaden einen besonderenKleinbahnfonds
gebildet, welchem er jährlich 100 000 M. zuführt. Wenn Sie erwägen, meine Herren, daß
Wiesbaden etwa '/s der Rhcinprouinz ist, so stellt dies eine ganz bedeutendeZuwendung dar.

Diese Zusammenstellung ergiebt also, meine Herren, daß in den meisten Provinzen mit
ganz erheblichen Beträgen für das Kleinbahnwefeneingetreten wird.

Wir waren im Proviuzialausfchuh einstimmig der Meinung, daß wir in der Rheinprovinz
nicht so weit gehen sollten, auch nach Lage der Verhältnisse nicht so weit zu gehen brauchten.
Wir glaubten, daß sich mit geringeren Mitteln das Kleinbahnwefen in unserer Proviuz in
befriedigenderWeife unterstützen ließe. Wie die Vorlage ergiebt, ist die UnterstützungSeitens
des Provinzillluerbandes auf dreifache Weife denkbar; nämlich 1. durch Ueberlassuugder Proviuzial-
straßen zur Anlage von Kleinbahnen unter erleichterten Bedingungen; 2. durch Unterstützung,
insbesondere der Communalverbände bei Projektirung des Baues, bei der Ausführung fowie bei
dem späteren Betriebe der Bahnen, indem ein besonderes technisches Bureau für diesen Zweck
von der Provinz errichtet wird; endlich 3. durch Gewährung finanzieller Beihülfen.

Die erste Art der Unterstützunganlangend, so kommen hier die Bedingungen in Betracht,
unter denen Provinzialstraßen zur Anlagevon Kleinbahnenüberlassenwerden fallen. Bei Aufstellung
dieser Bedingungen mutzten wir im Auge behalten, daß wir auf der einen Seite die Kleinbahnen
fordern sollten, aber auch auf der audcren Seite das Interesse unserer Straßen sowie des
Verkehrs von Fuhrwerken, für welchen die Straßen gebaut wordcu sind, nicht zu sehr
preisgeben durften. Wir mutzten fowohl auf das eine wie das andere Ziel rücksichtigen.
Ich glaube, meine Herren, daß Sie aus der Prüfung der einzelnen Bedingungen in der Fach¬
kommission entnehmen werden, daß wir beiden Gesichtspunkten nach Möglichkeit Rechnung
getragen haben. Wenn im Straßeninteresse auch weitergehende Anforderungen wünfchenswerth
erschienen wären, so muhten wir uns doch mit dem Nothwendigstenbescheiden,weil die rechtliche
Lage des Provinzialverbandes den Kleinbahnen gegenüber nach dein neuen Gesetz eine wesentlich
andere geworden ist. Wahrend nämlich bis zum Erlaß des Gesetzes über die Kleinbahnen es
durchaus im Beliebe» des Provinzialverbandes stand, ob und unter welchen Bedingungen er seine
Straßen zu Kleinbahnen hergeben will, ist nach dem Gesetze der Provinzialverband verpflichtet,
seine Straßen herzugeben, und kann im Weigerungsfalle seine fehlende Einwilligung durch den
Prouinzialrath, bezw. durch Entscheidung des Herrn Ministers des Innern ergänzt werden.
Dieser Bestimmung gegenüber mußten wir bei Aufstellungder Bedingungen eine gewisse Vorsicht
üben, damit wir nichts verlangten, wovon wir uns im Voraus sagen mußten: „darauf läßt der
Unternehmer sich nicht ein, sondern er wird den Weg der Beschwerde an den Prouinzialrath
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beschreiten". Wenn sich dann die betreffende Bedingung nicht anfrecht erhalten lieh, vielmehr
durch den Prouinzialrath dem Unternehmer gestattet würde, die Straße ohne jene Bedingung zu
benutzen, so geriethen wir dadurch allen weitere Unternehmungen gegenüber in eine viel
schlimmereLage, als wenn wir die Bedingung nicht gestellt hätten. Diese Erwägung, meine
Herren, mahnte uns zur besonderen Vorsicht. Auf der anderen Seite aber spricht dieselbe auch
dagegen, daß die Bedingungen, die Ihnen vorgelegt werden, als unabänderlicheNormen für alle
Fälle gelten sollen, sondern der Provinzialausschußbetrachtet diese Bedingungen nur als allgemeine
Normen, nach denen in der Regel verfahren werden foll, vorbehaltlichder Verhandlungen mit
dem Unternehmer im einzelnen Falle, damit in einzelnen Punkten den Anforderungen des Unter¬
nehmers Rechnung getragen und die Bedingungen dein Bedürfnisse überall angepaßt werden
können. Wenn wir, was Absicht des Prouinzialausfchussesist, die Bedingungen in diesem Sinne
anwenden, so bezweifele ich nicht, daß wir mit diesen Bedingungen zurecht kommenund Differenzen
mit den Unternehmern vermeiden werden. Die Unternehmer, welche bis jetzt die Bedingungen von
uns verlangt haben, haben im Großen und Ganzen Einwendungen gegen dieselbennicht erhoben.

Den am meisten umstrittenen Punkt der Bedingungen bildet die Frage der Abgabe.
Das Gesetz gestattet zwar eine solche Abgabe nnbcdingt. Allein es ist auch trotzdemhinsichtlich
der Abgabe ein Zweifel entstanden. Der Herr Minister für öffentliche Arbeiten hat nämlich erklärt,
daß er es als mit dem Geiste und den Motiven des Gesetzes über die Kleinbahnen nicht vereinbar
erachte, daß von den Provinzialstraßen eine Abgabe für die Kleinbahnen erhoben würde. Die
Abgabe foll nach den Motiven des Gcfetzcs nämlich eine Vergütung für die Anlugekosten und für
die Kosten der Unterhaltung sein. Der Herr Minister argumentirt nun, daß die Anlagekosten
von der Provinz nicht getragen seien und die Unterhaltungskosten auch nicht von der Provinz
getragen würden, weil eine ausreichendeRente gewährt sei. Es scheint mir aber, meine Herren,
daß dieser Deduktion gegenüber vor Allem eine Unterscheidungzu machen ist, ob nämlich der
Staat oder ein Dritter die Benutzung der Straße zu einer Bahnanlage in Anspruch nimmt.
Dein Staate gegenüber mag die Deduktion des Herrn Ministers zutreffen, nicht aber Dritten
gegenüber. Den Dritten gegenüber sind wir nämlich einfach Rechtsnachfolgerdes Staates, und
können uns die Aufwendungen, welche der Staat gemachthat, ihnen gegenüberin gleicher Weife
anrechnen lassen, wie der Staat. Sodann ist gegen die erwähnte Ansicht des Herrn Ministers
anzuführen, daß jene Bestimmung sich lediglich in den Motiven des Gesetzesvorfindet und daß
die Motive selbst keine Gesetzeskrafthaben. Die Frage wird wohl fchließlichvon dem Ober-
verwaltungsgericht entschiedenwerden müssen. Sollte das Oberverwaltungsgerichtim Sinne des
Herrn Ministers entscheiden, so würden wir allerdings in eine etwas sonderbare Lage kommen.
Es würde sich das Schauspiel wiederholen, welches, nicht zu uuserer Freude, bei den Präcipual-
leistungensich abgespielt hat. Wir würden dann bei den ehemaligen Staatsstraßen keine Beiträge
erheben können, sondern nur bei den ehemaligen Bezirksstraßen, bei welchen die vorgedachten
Voraussetzungennicht zutreffen. Diefen Unterschiedwird das Publikum nie erfassen. Wie heute
das Publikum nicht begreifen kann, warum z. B. der Ziegeleibesitzer ^, welcheran einer Staats-
straße seinen Betrieb hat, keine Präcipualbeiträge für den Wegebau zahlen foll, wahrend der
Concurrent L, welcher an der parallellaufenden Bezirksstraße liegt, zahlen soll, und wie hier
^eser Unterschied immer auf Ungerechtigkeitund Bevorzugung zurückgeführtwird, fo wird das
"n't den Abgaben für die Benutzung der Provinzialstraßen, welche früher Bezirksstrahen waren,
der Fall fein und würde sich auf die Dauer die Erhebung einer solchen Abgabe schwerlich aufrecht
ehalten lassen. Der Provinzialausschuß ist nach längerer Berathung dahin schlüssig geworden,
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in der Regel von einer Abgabe Abstand zu nehmen und eine solche nur dann zu fordern, wenn
das Unternehmen in außergewöhnlicherWeise rentirt, d. h. über 5 °/« abwirft. Für die Erhebung
einer Abgabe in einem solchen Ausnahmefalle wurde — und zwar nicht mit Unrecht — hervor¬
gehoben, daß es eigentlich leichtsinnigsei, auf lange Zeit hinaus auf die Möglichkeitder Flüssig¬
machung einer Einnahmequelleans den Kleinbahnen zu verzichtenund sich dadurch der Möglichkeit
zu berauben, das Kleinbahnwesengerade in den armen Theilen der Provinz ohne Geldopfer der
letzteren zu fördern. Wenn die Kleinbahnen auch heute — fo wurde im Ausschusse bemerkt —
nur selten mehr als 2 oder 3°/« abwerfen, fo liegt wohl der Hauptgrund darin, daß diese
Bahnen noch zu theuer gebaut und betrieben werden.

Es steht aber zu hoffen, daß die Erfahrung auch hier im Laufe der Zeit Wandel schaffen
und daß Alles einfacher eingerichtetwird, wozu ^ wie ich erwarte — die diesseits beabsichtigte
Einrichtung eines besonderenBaubüreaus der Provinz für Kleinbahnen wesentlichbeitragen wird.
Wenn es im Laufe der Zeit gelingt, die Bahnen etwa für die Hälfte der jetzigenDurchschnitts¬
kosten herzustellen,so wird die Rentabilität eine wesentlichgünstigere. Verzinsen die Bahnen das
Anlagekapital jetzt durchschnittlich zu 2"/«, so würden sie dann schon dasselbe zu 4°/« rentiren.
Wenn es ferner gelingt, auch im Betriebe Ersparnisse zu machen, so ist nicht ausgeschlossen, daß
diese Bahnen einmal mit der Zeit hohe Erträgnisse abwerfen, und da kann man wohl nicht mit
Unrecht sagen: Wenn die Bahnen das Anlagekapital reichlich verzinsen, wenn sie über 5°/o ab¬
werfen, dann ist es doch wohl nicht mehr als billig, daß die Provinz auch einen Antheil an
diesen Erträgnissen, welche doch auf ihren Straßen erzielt werden, erhält. Der Erlös soll dem
Eisenbahnfondszufließen und zur Unterstützungvon Kleinbahnen dienen. Aus diesen Erwägungen
wurde in §. 20 bestimmt, daß für den Ausnahmefall, wenn eine Bahn über 5«/<> Neingewinn
abwirft, alsdann ein Antheil des Erträgnisses dem Provinzialverbande und zwar im Betrage von
20°/« des Ueberschusses für Hergabe der Straße zustießensoll.

Meine Herren, von diesem Gesichtspunkteaus angesehenverliert meines Erachtens jene
Abgabe das Odium, welches sie an und für sich in vielen Augen hat, insbesondere wenn fest¬
gehalten wird, was, wie ich nochmals wiederhole, die Absicht der Provinzialverwaltung ist, daß
jene Abgabe lediglichfür die Interessen des Kleinbahnwesensin ärmeren unterstützungsbedürftigen
Gegenden verwendet werden foll, um später dort eine noch weiter gehendeUnterstützung eintreten
lassen zu können, als gegenwärtig vorgeschlagenwird.

Die zweite Art der Unterstützung, meine Herren, soll nach der Vorlage in der Bildung
eines technischen Bureaus für die Zwecke der Kleinbahnen bestehen. Von dieser Einrichtung ver¬
spreche ich mir sehr viel. Ich glaube, in ihr eine wesentliche Unterstützungdes Kleinbahnwesens
erblicken zu sollen. Vergegenwärtigen wir uns nur, wie die Verhältnisse heute liegen. Will ein
Kreis, will eine Gemeinde oder ein Verband von Interessenten bauen, so können dieselben sich
nur an einen großen Unternehmer wenden. Der Unternehmer stellt die Projekte, die Kosten¬
anschläge u. s. w. auf und kann nur auf dieser Grundlage mit dem Unternehmer verhandelt und
contrahirt werden. Für die Revision dieser Projekte und Kostenanschlägefehlt es zur Zeit an
Organen. Ich bin nun weit entfernt, von den größeren Firmen, die sich mit dem Kleinbahnbau
in der hiesigenProvinz befassen, anzunehmen oder zu unterstellen, daß sie absichtlichzu theuer
und zu kostspielig bauen, allein, meine Herren, die Auffassungund der Standpunkt der Beamten
und Technikerdieser Finnen ist doch in vielen Fragen ein anderer wie derjenigen, für welche die
Bahn gebaut wird, und da halte ich es doch für recht zweckmäßig, daß durch einen unbetheiligten
dritten Techniker, welchen die Provinz stellt, eine Nachprüfung darüber stattfindet, ob überall
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die einfachsteund zweckmäßigste Trace, unbeirrt von Einflüssen lokaler Natur, unbeirrt von
sonstigen Einflüssen, die sich einem Unternehmer gegenüber wohl geltend machen können,
gewählt ist, und ob die Kostenanschläge überall richtig und nicht zn hoch oder zu niedrig gegriffen
sind. Ich habe gefunden, daß Kostenanschläge für Kleinbahnen unter Verhältnissen, die mir an¬
nähernd dieselbenerschienen, doch wesentlich von einander abwichen, ja in einzelnenFällen um
50 «/g und noch mehr. Da erscheint es wirklich angezeigt,zu untersuchen: worin das Mehrerforderniß
in dem einen gegen den andern Fall seine Begründung hat, und ob nicht durch Aenderungenim
Projekte solche Mehrkostenvermieden werden können. Ich bezweifele nicht, daß auch die Unter¬
nehmer des Vahnbcmes felbst eine solche Nachprüfung von sachverständigerSeite gerne sehen und
diese Einrichtung ebenso begrüßen, wie die Kreise, Gemeinden u. s. w,, welche Bahnen bauen. Die
Beamten eines solchen Bureaus werdeil nach uud nach eine große Routine und Erfahrung auf
diesem Gebiete erlangen uud es wird ihnen dadurch möglich sein, manche Ersparnisse anzubahnen,
und zwar sowohl bei dem Baue wie bei dem späteren Betriebe der Bahnen, bei welchem das
Bureau helfend eingreifen kann, wenn sich hierbei Schwierigkeiten ergeben hinsichtlichder Renta¬
bilität in Folge zu hoher Betriebskosten,u. s. w.

Meine Zerren, wir sind weit davon entfernt, uns mit diesem Bureau in die Verhält¬
nisse der Gemeinden oder Kreise einmischenzu wollen, sondern wir werden nur auf Anrufen
unsere Hülfe leisten. Noch weiter sind wir aber davon entfernt, damit irgendwie obrigkeitliche
Befugnisse oder Aufsichtsrechte in Anspruch zu nehmen. Wir wollen blos den Gemeinden und
Kreisen technische Hülfe gewähren, vor allem aber wollen wir dies bei den Unternehmungen, bei
denen wir durch die Hergabe von Darlehen interessirt sind, und bei denen für uns der Satz
zutrifft „res tun. aßiwr", wo unfer Geldinterefsein Frage steht.

Was nun den dritten Punkt, die eigentliche finanzielle Unterstützunganbelangt, so kann
diese wie aus der Zusammenstellungder Beschlüsse der übrigen Provinzen erhellt, auf dreifache
Weife gewährt werden: 1. durch Hergäbe ü, tonäs peräu, 2. durch Betheiligung an den Unter¬
nehmungen durch Uebernahme von Gesellfchaftsantheilen,Aktien u. s. w. und 3. durch Gewährung
von Darlehen. So wünschenswert!,auch die Betheiligung i>, kouä» peräu bei Wegebauunter¬
nehmungen ist, so wenig kann sie bei Kleinbahnen in Betracht kommen. Bei einem Wege, der
10 000 bis 20 000 M. kostet, kommt es wohl in Betracht, ob 3000 oder 4000 M. ü, touäs poräu
gegeben werden, wenn aber bei Kleinbahnen, deren Kosten in die Hunderttausende ja in die
Millionen gehen, 5000 bis 6000 auch 10 000 bis 20 000 M. K tonä« perän gegeben werden,
so ist das absolut ohne Werth. Eine solche Beihülfe würde einfach nach meinem Dafürhalten
fortgeworfenesGeld darstellen und in keiner Weise geeignet sein, das Kleinbahmuesenzu fördern.
Es sei denn, daß Sie, meine Herren, mit großen Bewilligungen K touäs psräu vorgehen
wollten, etwa wie die Provinz Westpreußen, welche 6 Millionen bereit stellt, um 8000 M. als
Beihülfe pro Kilometer zu geben. Das ist allerdings eine wesentliche Hülfe, allein so weit ich
die Intentionen dieses hohen Hauses kenne, denkt Niemand von Ihnen daran, soweit zu gehen.
Dazu liegt für uns auch kein Bedürfniß vor und haben wir deshalb von den Beihülfen K tonäs
p<"än ganz abgesehen. Die zweite Art der Unterstützung, die Betheiligung an den Unter¬
nehmungen, hat den Gegenstand längerer Berathungen im Prouinzialausschuß gebildet. Wir
Und zuletzt hierbei zu dem Ergebnisse gekommen,dem hohen Hause vorzuschlagen,einstweilen
wenigstens von Betheiligung an solchen Unternehmungen abzusehen. Die Betheiligung der Provinz
°ls solcher bei einem derartigen Unternehmen hat nämlich immer ihre Schattenseiten, einestheils
bm Trägern des Unternehmens gegenüber, mag dies nun ein Communalverband oder eine
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Gesellschaft von Privaten sein. Einerseits liegt in einer solchenGemeinschaftzu oft eine Quelle
von Differenzen und Schwierigkeiten,andererseits wird dadurch die Provinz in mehr oder minder
unberechenbare Risiken verwickelt. Der einzelne Communaluerband, welchereine Bahn baut, ist
weit mehr in der Lage, sein Risiko und die Chancen des Verlustes zu berechnen, wie die
Provinz, welche bei einer größeren Zahl von Unternehmungen sich betheiligt. Wenn die
Provinz Darlehen zu 3°/» giebt, so verliert sie '/s«/« an den Zinsen und läßt sich hiernach das
Opfer der Provinz rechnungsmäßig im Etat genau feststellen. Betheiligt sich die Provinz aber
bei einem Unternehmen, so bangt von dem ungewissenErtrage ab, ob sie 1, 2 oder 3°/« an
den Zinsen ihrer Einlage einbüßt, und es ergiebt sich damit ein vollständig unberechenbares
Element,was mir für unsere bisher wohlgeordnetenfinanziellen Verhältnisse doch bedenklich erscheint.
Nei dieser Sachlage glaubte der Ausschuß vorläufig wenigstens auf die Gewährung von Darlehen
allein zurückkommenund Ihnen vorschlagen zu sollen, in gleicher Weise, wie die Provinz
Hannover, 3°/uige Darlehen zu gewähren, aber mit einer zweifachen Modifikation. Einmal
sollen die Darlehen zu 3«/« nur an Communalverbände gewährt werden, und andererseits hierbei
die Bedingung gestellt werden, daß, im Falle das Unternehmen mehr als 3°/« abwirft, fo daß
3'/2°/u Zinsen getragen werden können, alsdann 3'/2"/» zu zahlen sind. Weder die eine noch die andere
Einschänkung greift in Hannover Platz. Communaluerbänden, welche sich znr Verzinsung und
Amortisationdes Darlehens verpflichten,wollen wir weiter die gesammte Baufumme als Darlehen
geben, damit diefelbcn nicht in die Lage kommen, den Nest sich viel kostspieliger beschaffen zu
müssen, was bei der Darleihung von nur einem Theile der Bausumme offenbar der Fall wäre.
Privaten Unternehmern dagegen, Gesellschaftenu. s. w. glaubte der Ausschuh die günstigen
Bedingungen der Communaldarlehen nicht einzuräumen zu können. Letztere sollen Darlehen nur
bis zur Hälfte der Anlagetosten zu 3'/2°/o erhalten. Diese Unterscheidung rechtfertigt sich dadurch,
daß die Provinz bei den letzterenDarlehen eine größere Gefahr auf sich nimmt. Es ist nämlich
immerhin denkbar, daß bei einem solchen Unternehmen nicht einmal die Hälfte eine 3'/2°/uige
Verzinsung findet, und ist in einem solchen Falle für die Provinz ein geringerer oder größerer
Ausfall an den Zinfen zu befürchte«. Bei einem bauenden Communalverbände dagegen sind
wir sicher, da haftet der Communaluerband, einerlei wie hoch das Unternehmen sich verzinst,
während die Provinz von der Privatgesellschaftvon ihren Darlehen doch nur dann ihre Zinfen
erhält, wenn das Unternehmen einen entsprechenden Reingewinn abwirft. Ist das nicht der Fall,
dann müssenwir uns mit dem geringeren Erträgniß begnügen. Angesichtsdieser Verschiedenheit
rechtfertigt sich gewiß der Vorschlag, an Private, Gesellschaftenu. f. w. nur die Hälfte der
Anlagekostenals Darlehen zu gewähren und das Geld nicht unter den Selbstkostend. h. zu
3'/2°/(, herzugeben.

In der Vorlage, meine Herren, ist ferner in einer Uebersicht nachgewiesen,wie hoch
sich ungefähr bei Annahme diefer Vorschläge die Lasten für die Provinz belaufen. Es ist dort
ausgeführt, daß wir bei einen, Bau von 800 Km, welche in den nächsten Jahren voraussichlich
zur Ausführung gelangen werden, mit einem Zuschüsse von höchstens 00 000 M. jährlich aus¬
kommen werden. Wir werden damit 10 bis 12 Millionen Mark Darlehen bewilligen bezw. die
Zinsdifferenz jener Summe, welche zwischenden Selbstbeschaffungskostenund den 3°/<» Zinsen
erwachsen wird, mit den 60 000 M. decken können. Es ist in der Vorlage auch weiter ausgeführt,
daß diese 60 000 M. ohne Erhöhung der Umlage aus dem laufenden Etat und zwar aus dem
Wegebaufonds für Neubauten entnommen werden können, indem dieser Fonds zur Zeit genügende
Mittel dazu besitzt. Es erschien gerechtfertigt,diese 60 000 M. dem Fonds für Neubauten zu
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entnehmen, weil ja dnrch die Anlage von Kleinbahnen der Neubau von Straßen in der Regel
vermieden wird. — Dort wo eine Kleinbahn gebaut wird, wird der Bau einer neuen Straße
überflüssig. Ob im nächsten Etat nach Absetzungder 60 000 M. weitere Mittel für Neubau-
zwecke bereit zu stellen sind, und ob dieser Fonds zu erhöhen ist, wird die Erfahrung ergeben.
Wesentlich aber, meine Herren, wird das nicht der Fall sein, denn die Berechnungen, welche
diesseits dieserhalb gemacht sind, beruhen auf einer festen und zuverlässigenGrundlage,

Meine Herren! Die Einzelheiten der Vorschlägebedürfen selbstredend bei ihrer großen
Tragweite der eingehenden Berathung uud der Prüfung in der Fachcommission,und es wird
hier an der Stelle sein, die finanzielle Seite der Vorlage noch näher zn- begründen und zu erläutern.
Ich wage zu hoffen, meine Herren, daß die Prüfung der Vorlage in der Commissionergeben
wird, daß der Ausschuß ernstlich bestrebt gewesen ist, diesen neuen wichtigenVerkehrszweignach
Möglichkeit zu fördern, ohne andererseits der Gesammtheit der Provinz zu große Lasten auf¬
zubürden oder dieselbe in unabsehbare Verbindlichkeitenzu stürzen, und glaube ich deshalb diese
Vorlage nur Ihrem Wohlwollen anempfehlenzu können. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das
Wort dem Herrn AbgeordnetenQuack.

Abgeordneter Quack: Meine Herren, ich glaube, daß wir uns alle dem Wunsche an¬
schließen können, daß die Vorlage, welche der Provinzialausschuß uns gemacht hat, zu einem
guten Ziele führen möge, und daß die Annahme in der Commissionsowohl wie im hohen Hause
stattfinden möge. Die Herren, welche im 37. Provinziallandtag anwesendwaren, erinnern sich
wohl, daß damals eine große Meinungsverschiedenheitentstanden ist über die Art und Weise des
Vorgehens der Provinz den Kleinbahnen gegenüber. Die Vollmacht, welche dem Provinzial¬
ausschuß damals gegebenwurde, ist heute von dem Herrn Landesdirektor als eine äußerst weit¬
gehende bezeichnet worden, und dieser Meinung, meine Herren, möchte ich mich auch heute noch
immer anschließen. Damals war die Vollmachtweitergehend,als wir eigentlich der ganzen Ver¬
waltung, der Provinz gegenüber verantworten können. Die Meinungsverschiedenheiten,die damals
das hohe Haus in zwei fast gleiche Theile theilten, bezogen sich darauf, daß der Provinzialausschuß
ermächtigt werden follte, sich an Aktiengesellschaften zu betheiligen, um die Kleineisenbahnenzu
fördern. Das ist der eine Punkt gewesen, der einzige Punkt, in welchem damals Meinungs¬
verschiedenheitenentstanden sind, sowohl in der speziellen Fachcommission,in welche die Sache
verwiesen war, als auch hier im Hause, uud der Grund, weshalb die Meinungsverschiedenheit
entstand, war der, daß man annehmen muhte, daß jede Betheiligung an einer Aktiengesellschafteine
große Gefahr in sich bergen kann. Die Erfahrung haben wir ja gehabt, daß Aktiengesellschaften
gegründet worden sind, die Eisenbahnen bauten, und später das Resultat war, daß nicht allein
das Aktienkapital,sondern sogar die Obligationen verloren gegangen sind, und so könnte anch bei
den Kleincisenbahnenmöglicherweisegewirthschaftetwerden, wenn der Vertrag mit der Provinz
"icht so gemacht wird, daß eine direkte Einwirkung der Provinz auf die Aktiengesellfchaften geübt
werden kann. Die Meinungsverschiedenheitalso, welche damals bestand, ist heute glücklich gelüst,
und ich habe es mit Freuden begrüßt, daß der Provinzialausschuß deu Weg eingeschlagen hat,
den damals die Minorität wünschte und befürwortete, nämlich sich zur Förderung des Klein-
eisenbahnwesens nur auf Gewährung von Darlehen zu beschränken,(Zustimmung,) Dann, meine
Herren, fällt jedes Bedenken fort. Man kann fofort die ganze Gefahr, welche die Provinz läuft,
überschauen. Man sieht, welche Zinsuerluste eintreten können, und dafür kann auch geforgt werden,
daß diese Zinsverluste aus den bereiten Mitteln der Provinz gedeckt weiden können, und so ist
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auf sehr zweckmäßige Weise, scheint mir, gerade auf den Fonds für den Neubau von chaussirten
Wegen zurückgegriffen,der bekanntlich 90 000 M. beträgt und davon 60 000 M. abgeben
soll, unl die Zinsverluste zu decken, welche möglicherweiseentstehen können. Hier wird die Sache
klar. Es bewegt sich dieser Vorschlagvollständig in dem Nahmen unfercr Prouinzialverwaltung,
welche nicht uuabfehbaren Gefahren ausgesetzt werden soll, welche nicht Unternehmungen machen
soll, die unübersehbareVerluste herbeiführen können, was bei der Betheiligung von Aktiengesell¬
schaften fehr leicht der Fall gewefenwäre. Es bewegt sich das eben in den Grenzen, welche uns
gestecktsind, nur diejenigen Gefahren zu tragen, welche wir überfehen und dann auch mit den
uns gegebenenMitteln der Provinz decken können. Denn das dürfen wir uns ja doch nicht
verhehlen: wenn die Provinz durch fortwährende Erhöhung der Provinzialabgabcu immer mehr
belastet werden soll, so, glaube ich, entfernen wir uns fehr weit von dein Gedanken, welcher
unferer Verwaltung zu Grunde liegt, und ich glaube, daß Alles vermieden werden muß, was
weitere, größere Ausgaben herbeiführt, welche immerfort durch Provinzialabgaben zn decken sind.
Ich begrüße alfo den Antrag gern, und ich hoffe, daß in der Commifsion der Antrag des Pro-
vinzialausfchussesin allen seinen Theilen Annahme finden wird. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßeu: Der Herr AbgeordneteSimons hat das Wort.
AbgeordneterSimons: Im Ganzen kann ich mich der Befriedigung nur anfchließen,

welche mein Herr Vorredner schon geäußert hat. Ich gehöre nur zu Denjenigen, welche damals
bereit waren, eine größere Befugniß unserer Provinzialverwaltung einzuräumen, da ich fest über¬
zeugt war, daß dieselbe sie nicht mißbrauchen würde, daß sie aber in ihren Schritten einigermaßen
freier war, um auf Grund der historischen Thatsachen diesen noch dunklen Weg weiter zu erhellen.
Ich möchte hier die andere Seite eines etwas muthigeren Vorgehens auch ins Auge fassen und
deshalb meiner Befriedigung Ausdruckgeben, daß bei den Vorlagen, welche gemachtworden sind,
die Bestimmungen nicht so spitz, nicht so genau getroffen worden sind, daß wir uns heute an
ganz feste Normen zu binden haben. Ich erwähne namentlich in der Vorlage die Bedingungen,
welche zur Genehmigung vorgelegt worden sind. Diefe allgemeinen Bedingungen (Zuruf: Seite?)
werden ja auch unter L auf der ersten Seite aufgeführt:

„Die Bedingungen für die Benutzung der Provinzialstraßen zur Anlage von Kleinbahnen
sind, wie die Anlage I ergibt, festgestellt worden.

Dieselben sollen ebenso wie die früheren Straßenbahn-Bedingungen nur die allgemeine
Norm für eine gütliche Vereinbarung zwischendem Provinzialverbande einer- und dein Unter¬
nehmer andererseits hinsichtlich der Benutzung der Provinzialstraßen zur Anlage von Kleinbahnen
bilden und muh es den: Provinzialausschusseüberlassenbleiben, in den einzelnen Fällen beim Ver¬
tragsabschluß die nach den besonderen Umständen, sei es im Interesse der Straßenverwaltung oder
auch des Unternehmers, wünschenswerthenAbweichungeneintreten zu lassen."

Meine Herren, der Herr Landesdirektor hat heute schon erwähnt, daß die Provinzial¬
verwaltung davon ausgeht, keine bestimmtenAbgaben mehr zu erheben. Aber auch in Bezug
auf die anderen allgemeinen Bedingungen fcheint es mir wünschenswert!) zu sein, daß die Grund¬
sätze der allgemeinenBilligkeit und Gerechtigkeit immer maßgebend sein müssen, und, wie ich
bei einem flüchtigenDurchblickdurch die allgemeinen Bedingungen sehe, ist hin und wieder das
fiskalische Interesse doch vielleicht noch etwas stark betont. Ich mache nur aufmerksam auf deu
§. 20 auf Seite 25: „Ein Entgelt für die Benutzung der Straße wird nur dann erhoben, wenn
die betreffendeBahn mehr als 5"/« Neingewinn abwirft. Das alsdann zu zahlende Entgelt
beträgt 20°/» des nach einer 5 °/«igen Verzinsung des Anlagekapitals sich ergebenden Ueberschusses.
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Im Falle die Bahn nur zum Theile auf Provinzialstraßen liegt, wird dieses Ent¬
gelt nach Verhältniß der benutzten Straßenstrecke zu der gesammten Kilometer-
lange der Bahn berechnet."

Meine Herren, ich glaube die Prouinzialverwaltung wird, wenn sie an die Ausführung
der Bedingungeu auf speziellen Straßen kommt, finden, daß das möglicherweiseeine ungerechte
Bedingung ist. Wenn eine Bahn zum Theil auf sehr schwierigen:Terrain sehr kostspielig ist
und die Prouinzialverwaltuug wollte das Entgelt für diesen theuren Theil nur in derselbenKilo,
meterlange berechnen wie die Kilometer der Bahn, die auf Provinzialstraßen liegt, so scheint mir
dies eine Unbilligkeitzu sein. Ich möchte nur auf diesen Punkt aufmerksammachen. Er ist ja
jedenfalls von dem Unternehmer und von dem Communalverbande bisher nicht besonders
beachtet worden.

In Bezug auf einen weiteren Punkt mochte ich auch eiuen Zweifel ausfprechcn, er bezieht
sich auf die Finanziiruug. Die Finanzierung ist hier in 2 Theile getheilt worden: in die durch
Communalverbande projektirten Kleinbahnen und dem öffentlichen Verkehr dienende Bahn-
unternchmungen, welche in Form von Aktiengesellschaften oder sonstigenUnternehmcrverbindungen
gegründet werden. Ich bin in dieser Beziehung vollständig einverstanden mit dem Herrn Vor¬
redner, daß durchaus die Provinz kein besonderesRisiko laufen foll. Aber, meine Herren, es
fragt sich doch in diesen: Falle, ob Communalverbande, welche vielleicht sehr schwach sind, so
viel besser stehen, als sehr kräftige Unternehmungen, welche zum Theil von Aktiengesellschaften
gebildet werden. Es giebt vielleicht Fälle, welche die Prouinzialverwaltung veraulaffeu könnten,
irgend eine Modifikation eintreten zu lassen. Einen bestimmtenAntrag zu stellen, liegt für mich
keine Veranlassung vor. Meine jetzigen Bemerkungen beruhen nur auf dem Vertrauen, welches
ich auf die Provinzialverwaltung fetze, daß sie solchenSchwierigkeiten und Differenzen, welche
erst im Laufe der Verhandlungen eintreten können, auch gerecht werden wird. Ich möchte deshalb
vorschlagen, die weitere Redaktion eventuell in der Commissionvorzunehmennnd möchte anheim
stellen, ob die III. Commission,welche ja jedenfalls für diese Sache berufeu ist, vielleicht, wie es
das vorige Mal geschehen ist, durch einige Herren verstärkt wird, die sich namentlich in der ver¬
gangenen Session für die Sache befonders interessirt haben.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr
von Lo«.

AbgeordneterFreiherr Felix von Loü: Meine Herren, zunächst eine kleine sachliche
Berichtigung, wenn ich mir die Bemerkung erlauben darf. Unter den in Aussichtgenommenen
Kleinbahnen ist im RegierungsbezirkDüsseldorf aufgeführt die Bahnstrecke Cleuc-Calcar-Xantcn-
Rheinberg-Moers-Trompet, allerdings ohne Hinzusetzungder Kilometerlänge. Meine Herren, die
Sache liegt augenblicklich so: die Staatsregierung ist nicht geneigt, eine Kleinbahn für diese
Strecke zu conzessioniren; sie wird nur eine Vollbahn conzessioniren,und es ist nur die Frage,
ob die Eisenbahnverwaltung sie selbst bauen wird oder ob die Staatsregierung einer Privat¬
gesellschaft die Conzession ertheilen wird. Aber es ist, wie gesagt, allerdings eine Kilomcterlänge
hier nicht angegeben.

Dann hat der Herr Landesdirektor ausgeführt, mit Bezug auf den §. 20 auf Seite 25,
den der Herr Vorredner eben auch angezogen hat, daß, wenn ich richtig verstanden habe —
vielleicht habe ich nicht richtig gehört — die Unternehmer die Kosten zu hoch berechneten und es
sehr leicht sei, für die Hälfte der Kosten die Bahnen auszuführen, so daß also 5°/« in sehr vielen
Fällen herauskommen würden. Ich habe die Gründe nicht verstanden, aber es hat nur

5"
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geschienen, als wenn eigentlichkeine rechten Gründe dafür angeführt wurden, daß mit Leichtigkeit
die Bahnen fo viel billiger hergestellt werden könnten. Ich würde fehr dankbar sein, wenn
darüber noch etwas Aufklärung gegebenwürde. Vielleicht habe ich aber auch nicht richtig ver¬
standen.

Der letzte Punkt, den der Herr Vorredner anführte, scheint mir doch nicht blos redaktionell
zu sein. Ich glaube, daß er auch einen ganz sachlichen Hintergrund hat. Der Herr Vorredner
will, daß nicht blos an die Gemeinden dies Darlehen gegebenwerden soll, sondern daß der Pro-
viuzialausschuß, auch die Provinzialuerwaltung, in der Lage sein müssen, auch Privatunter¬
nehmungen, welche zahlungsfähig und leistungsfähig schienen, ähnliche Vortheile zu gewähren.
Also glaube ich nicht, daß die Sache in der Commission nur redaktionellzu ändern ist, sondern
daß ein sachlicher Beschluß darüber zu fassen ist, und für den Augenblick,muß ich fagen, scheint
es mir etwas bedenklich zu sein, weiter zu gehen, als es in dem Referat des Herrn Landes¬
direktors niedergelegtworden ist.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. (Der
AbgeordneteHaldy meldet sich.) — Herr KollegeHaldy hat das Wort.

AbgeordneterHaldn: Meine Herren, ich gestatte mir nur ein paar Worte. Ich möchte
meiner Ansicht Ausdruck verleihen, daß der Provinzialausschuß meiner Meinung nach nicht weit
genug gegangen ist. Ich glaube nicht, meine Herren, wenn der Beschluß des Provinzialausschusscs
auch zum Beschluß des hohen Hauses gemacht wird, daß dann eine erhebliche Anzahl von Klein¬
bahnen gebaut werden wird. Es werden dann vielleicht diejenigen Kleinbahnen gebaut werden,
die in der Nähe großer Städte liegen, bei denen man von vorneherein ganz sicher ist, daß sie
rentiren; im Uebrigen aber werden Kleinbahnen nicht gebaut werdeu, denn, meine Herren, ich
glaube nicht, daß die Kreise das Risiko übernehmen werden, wenn die Provinz es ablehnt, dies
zu thun. Die Kreise, namentlichdie Gebirgskreise,wissen nicht, wie sie das Geld aufbringen sollen.
Meine Herren, ich möchte deshalb vorschlagen, einen Schritt weiter zu gehen und Aktien von
derartigen Kleinbahnunternehmungenmit zu übernehmen (Unruhe), das Risiko in drei Theile zu
theilen, einmal die Kreise daran zu betheiligen, zweitens die Provinz und drittens den Unternehmer.
Ich »lochte diese Sache nur eben hier zur Sprache bringen. Sie wird ja in der Commission
jedenfalls des Näheren erörtert werden. Ich glaube nicht — ich wiederhole das — daß nach
Annahme des Vorschlages des Provinzialausschusses eine erhebliche Anzahl von Kleinbahnen
namentlich in Gebirgskreisenentstehenwird.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet.
Ich schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Landcsdireltor Dr. Klein: Meine Herren, gegen die Vorlage ist von einer Seite ein¬
gewendetworden, daß sie nicht weit genug gehe, und zwar in zweifacher Beziehung. Herr Abge¬
ordneter Simons verlangt zunächst, daß bei der Gewährung von Darlehen Private u. f. w. den
Communalverbändengleich gestellt werden follen. Es ist das, meine Herren, keine formelle,fondern,
wie der Herr AbgeordneteFreiherr von Lo8 richtig ausgeführt hat, eiue materielle Aenderung.
Wenn wir den Privaten, Aktiengefellfchaften u. f. w. nur die Hälfte der Vausumme zu 3^2"/«
Zinsen darleihen wollen, so beruht dies darauf, daß wir bei diesen nicht wie bei den Communal¬
verbänden, eine Garantie dafür haben, mag die Gesellschaft noch so gut fundirt sein, daß Zinsen
und Amortisationsbeiträgedauernd gezahlt werden. Deshalb ist die Einschränkunggemacht worden.
Wollte die Provinz hier weiter gehen, so würde sie ein viel größeres Risiko übernehmen, und
es müßten dann bedeutendereBeträge in den Etat eingestelltwerden.
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Zweitens wurde geltend gewacht, dah die Provinz auch dahin weiter gehen müsse, daß
sie sich an Unternehmungen zu betheiligen habe, bezw, an Ausfallen. Die Kreise würden es
ablehnen, das Risiko allein zu übernehme», wenn die Provinz sich zurückziehe. Ich glaube aber,
meine Herren, daß hierbei übersehen ist, daß nach der Vorlage die Provinz von vornehcrcin
schon einen Theil des Verlustes übernimmt. Wenn die Provinz das Geld zu 3°/» giebt, so
bringt sie von voineherein dem Unternehmen ^ o/g zum Opfer. Entschließtsich nun der Kreis
auch '/«"/o zu geben, und die Gemeinde ebenfalls '/u"/°, dann haben wir l^/o, welche wir
auf das Erträgnih gutschreibenkönnen, so daß das Unternehmen nur 2«/o aufzubringenbraucht,
bevor Kreis oder Gemeinde ein weiterer Verlust trifft. Auf ein Erträgniß von 2 "/<, muß aber
doch stets gerechnet werden, sonst sollte man lieber das Unternehmen unterlassen. (Sehr richtig!)
Die Aeußerung des Herrn Freiherrn von Loö sodann anlangend, so hat der geehrte Herr
mich mißverstanden. Ich habe nur zur Begründung der Erhebung einer Abgabe hypothetisch
gesagt, wenn wir im Laufe der Zeit dahin kommen,daß die Bahnen für die Hälfte etwa gebaut
werden, so werden dieselbensich reichlich verzinsen. Wenn weitere Fortschritte auf diesem Gebiete
gemachtwerden, wenn man weitere Erfahrungen sammelt, dann ist das wohl möglich,und darauf
gründet sich die hypothetische Annahme für später. Ich wollte keineswegs sagen, daß heute die
Unternehmer die Bahnen für die Hälfte der Summe, welche in der Regel aufgewendet wird,
bauen können. Ich habe allerdings in meinem Vortrage hervorgehoben,daß ich Kostenanschläge
aus verschiedenen Kreisen gesehen hätte, welche um 50 «/<, pro Kilometer von einander abgewichen
hätten, einen Unterschied,welchen ich mir nach meiner Kenntniß der Verhältnisse nicht erklären
konnte, Derselbe mag ja begründet sein, allein es schien mir dies doch ein Punkt zu sein, der
näher zu untersuchenbliebe. Der Unterschiedkann ja auch darin liegen, daß eine Trace gewählt
worden ist, welche dein ausführenden Techniker vielleicht als die annehmbarste erschien, die aber
wirthschaftlich verfehlt war, weil man andere Combinationentreffen konnte, wodurch man wesentlich
billiger zu demselbenResultat gelangte. Ich glaube hiernach, daß ich in der Sache mit Herrn
Freiherrn von Loö einverstandenbin.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Gegenstand geht also an die III. Fach¬
commission, meine Herren, — Ich habe nun die Meinung des Hauses noch darüber entgegen
zu nehmen, ob Sie geneigt sind, nach dem Vorschlagedes Herrn Kollegen Simons die III. Fach¬
commission für diesen Gegenstand zu verstärken. Vielleicht würde es genügen, wenn fünf
Mitglieder aus dem Haufe noch zutreten (Zustimmung), so daß die Wegebaucommissionfür
diesen Gegenstandauf 20 Mitglieder verstärkt würde. (Der Abgeorduete Friedcrichs meldet sich,) —
Haben Sie das Wort erbeten Herr Kollege?

Abgeordneter Friederichs: Ja, ich wollte Vorschlägemachen.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das würde doch wohl nur in der Weise

geschehenkönnen, daß sich morgen vor unserer Plenarsitzung die Abtheilungen versammeln,
und daß jede Abtheilung ein Mitglied aus ihrem Gremium designirt,das der Wegebaucommission
zugewählt wird. Ich würde bitten, daß die Abtheilungen sich vielleicht eine Viertelstunde vor
den Sitzungen der Commissionenzu dem Zweck versammeln.

Wir kommendann, meine Herren, zum letzten Gegenstand der Tagesordnung, das ist:
Verkeilung der Verhandlungsgegenstände an die Fachcommissionen. Ich schlage Ihnen
vor, die sämmtlichenGegenstände,welche in der DrucksacheNr. 29 der ersten Fachcommission bereits
zugeschrieben sind — das ist die eine Vorlage der KöniglichenStaatsregierung und dann eine
Neihe von Vorlagen des Provinzialausschusses— auch der ersten Fachcommissionzu belassen,
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mit Ausnahme einiger Gegenstände, die ich Ihnen für die Behandlung im Plenum empfehlen
würde, damit wir morgen — bis wohin die Commissionenja noch keine Arbeit haben leisten
können — das nöthige Arbeitsmaterial für unsere Sitzung beschafft haben; das ist nämlich
Nr. 2 der Drucksachen „Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Crgänzungs-
bezw. Ersatzwahlen für den Provinzialausschuß", zweitens Nr. 3 „Bericht und Anträge des Pro¬
vinzialausschusses,betreffend die Errichtung des Kaiscr-Wilhelm-Denkmalsin der Nheinprouinz",
sodann Nr. 8 „Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend den Ablauf der Dienst¬
zeit des Landesraths Brandts", sodann Nr. 11 „Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,
betreffend den Bau eines Schifffahrtskanals vom Dortmund—Ems-Kanal bis zum Rhein", Nr. 12
„Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Erweiterung des Sitzungssaales
im Ständehause".

Weiter würde ich vorschlagen, der zweiten Commission gleichfallsdiejenigen Sachen zu
belassen, die ihr in der betreffenden Druckfachezugewiefen sind) mit Ausnahme der Nr. 35
„Bericht und Anträge des Provinzialausfchufses, betreffend die in Folge des Streu- und Futter¬
mangels im Sommer 1893 ausgegebenen Nothstandsdarlehen", uud der Nr, 38 „Bericht und
Antrag des Prouinzilllausfchusseszu dem von dem Rheinischen FischereivereinvorgelegtenEntwurf
eines Gesetzes, betreffenddie Fischerei der Ufercigenthümer in den Priuatflüssen der Nheinprovinz",
Diese beiden Sachen würde ich nämlich auch sogleich in das Plenum nehmen. Dann würden der dritten
Fachcommissionebenfalls die ihr zugeordnetenSachen belassen bleiben, mit Ausnahme der Nr. 69
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Ausführung der vom 37. Provinziallandtag
hinsichtlich einzelner Aktienstraßengefaßten Beschlüsse" und der beiden Sachen, die uns heute in
der Sitzung schon beschäftigt haben, nämlich die Regelung des Gemeiudcwegebaucsund die
Förderung der Kleinbahnunternehmungen, die in zweiter Lesung hier im Plenum vorzunehmen
wären. Die Herren sind also mit diesen Dispositionen einverstanden.

Auf die morgige Tagesordnung wollen wir von den eben für das Plenum notirten
Sachen Folgende nehmen: Nr. 8 „Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffendden
Ablauf der Dienstzeit des Landesraths Brandts", Nr. 11 „Bericht und Anträge des Provinzial¬
ausschusses, betreffend den Bau eines Schifffahrtskanals vom Dortmund—Ems-Kanal bis zum
Rhein", und zwar in erster Lesuug und event, auch in zweiter Lesung, Nr. 12 „Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses,betreffend die Erweiterung des Sitzungssaales im Ständehause", Nr. 35
„Bericht und Anträge, betreffend die ausgegebenenNothstandsdarlehen", und Nr. 38 „Bericht
und Antrag zu dem Gesetzentwurf,betreffend die Fischerei der Ufereigenthümer in den Privat¬
flüssen der Rheinprovinz, und endlich Nr. 69 „Bericht über die Ausführung der in Betreff der
Aktienstraßengefaßten Beschlüsse".

Ich würde bitten, daß die Herreu Commissionsvorsitzenden mit ihren Arbeiten sofort am
morgigen Tage und zwar in etwas raschem Tempo beginnen, damit wir für die folgenden Tage
das nöthige Quantum an Arbeit für das Plenum erhalten. Vielleicht haben die Herren die
Güte, die Sitzungen ihrer Commifsionen für den morgigen Tag fchon auf 10 Uhr anzusetzen.
(Zuruf: 9 Uhr.) Das würde vielleicht noch besser sein, aber das ist eine res äoiueätic«, der
Commissionen.

Ich ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenFriederichs.
AbgeordneterFried erichs: Die Mitglieder der zweiten Fachcommissionwollte ich in

Uebereinstimmungmit einem Wunscheaus der Sitzung von heute Vormittag bitten, morgen um
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